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1 Einleitung 
Mit der Globalisierung einhergehend rückte das Thema der nachhaltigen 
Entwicklung in den vergangenen zwei Jahrzehnten vermehrt in den Fokus der 
Weltöffentlichkeit. Die Entwicklungsmöglichkeiten in einer globalisierten Welt 
scheinen aber Segen und Fluch zugleich.  
Grenzenloser Handel, weltweites und bequemes Reisen sowie der sekunden-
schnelle Austausch großer Datenmengen über den gesamten Erdball sind die 
Annehmlichkeiten dieser Entwicklung. Die Kehrseite der Medaille zeigt immer 
komplexer werdende Wirtschaftsgefüge, nicht mehr beherrschbare Finanz-
verflechtungen, sowie gewaltigen Naturverbrauch, Überbevölkerung und bittere 
Armut in der Dritten Welt. Wer es sich bewusst macht sieht, dass wir nicht nur 
Technologie und Fortschritt exportieren.  
Große Teile der hiesigen Wertschöpfung werden durch Verlagerung von Umwelt-
zerstörung und sozialer Ungerechtigkeit in andere Teile der Welt erst möglich. 
Vor allem die, von den führenden Industrienationen praktizierten und bis in die 
dritte Welt hineingetragenen, Produktions- und Lebensweisen, sowie unsere 
Konsummuster haben durch den damit einhergehenden Ressourcenverbrauch dazu 
geführt, dass wir mittlerweile nicht mehr von den Zinsen sondern von der 
Substanz des uns zur Verfügung stehenden Naturkapitals leben1.  
Heute ist der Begriff Nachhaltigkeit in aller Munde. Was sich aber dahinter 
verbirgt und welche umfassenden Handlungsnotwendigkeiten sich daraus ergeben 
ist in unseren Köpfen weniger präsent. 
Die Bemühungen der internationalen Politik richten sich seit einigen Jahren 
verstärkt auf die Verzögerung des Klimawandels. Parallel zur Klimadebatte, 
wurde das Thema der nachhaltigen Entwicklung insgesamt in der öffentlichen 
Wahrnehmung ein Stück weit in den Hintergrund gerückt. Wirtschaftskrisen 
lassen die Handlungsspielräume der Staatengemeinschaft weiter schrumpfen. 
Hinzu kommt, dass die international agierenden Akteure in ihren tatsächlichen 
Handlungsmöglichkeiten sehr eingeschränkt2 sind, werden die in ihrer Gesamtheit 
                                                 
1
  Vgl. Schmidt-Bleek S. 30. 
2
  Vgl. Niessen S. 178. 
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globalen Probleme doch durch millionenfaches lokales Handeln verursacht. Daher 
kommt den Kommunen im Rahmen einer nachhaltigeren Entwicklung eine 
besondere Rolle zu. Schon der ehemalige UN-Generalsekretär Kofi Annan sagte: 
„Unsere Ziele sind global, aber sie können am effektivsten durch das Wirken der 
kommunalen Ebene erreicht werden.“ 
Neben den vielen Möglichkeiten sich bei punktuell ansetzenden Umwelt- und 
Entwicklungshilfeprojekten zu beteiligen, gibt es für die hiesigen Kommunen 
auch Handlungsfelder, bei denen sie sich als direkter Akteur3, unter Ausnutzung 
der Marktmechanismen, für eine nachhaltige Entwicklung einsetzen können. Ein 
am Nachhaltigkeitspostulat ausgerichtetes kommunales Beschaffungswesen ist 
eine solche Alternative. Allerdings spielt der Nachhaltigkeitsgedanke in seiner 
umfassenden, und im Folgenden noch darzustellenden Bedeutung, im kommu-
nalen Beschaffungswesen noch eine eher unbedeutende Rolle4. Dennoch gibt es 
Kommunen, welche sich, zum Teil seit vielen Jahren, im Beschaffungswesen 
nachhaltig engagieren. 
Ziel dieser Arbeit ist es aufzuzeigen, welche Hemmnisse es bei der Einführung 
und Umsetzung eines nachhaltigen Beschaffungsmanagements vor Ort zu über-
winden gilt und wie man sich den daraus resultierenden Herausforderungen 
stellen kann. Weiterhin sollen mögliche Chancen und positive Effekte auf 
kommunaler Ebene  hinterfragt und dargestellt werden. Die Ergebnisse der Arbeit 
sollen auch im Agenda-Büro des Landes weitere Verwendung finden. 
Rechtliche Problemstellungen werden beleuchtet, eine erschöpfende Diskussion 
derselben ist aber nicht Schwerpunkt der Arbeit. Des Weiteren können keine 
empirisch belastbare Daten, wohl aber Tendenzen aufgezeigt werden.  
Der Arbeit liegt der Rechtsstand zum 30.09.2009 zu Grunde. Wenn das Land oder 
landesrechtliche Regelungen erwähnt werden, so bezieht sich dies, sofern nicht 
ausdrücklich anders erwähnt, auf Baden-Württemberg. 
Aus Gründen der Vereinfachung wird bei Bezug auf Personen die männliche 
Form gewählt, sie gilt aber für das weibliche Geschlecht gleichermaßen. 
                                                 
3
  Klassischerweise werden die Kommunen zu den indirekten Akteuren der Umweltpolitik gezählt. 
Diese Zuordnung beruht aber hauptsächlich auf deren Einbindung und Relevanz für den Gesetz-
gebungsprozess. Vgl. hierzu auch Rogall, S. 165, Anmerkung des Verfassers. 
4
  Vgl. LUBW AM 49, S. 4 gemäß Anlage 4.1 
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2 Grundlagen nachhaltiger kommunaler Beschaffung 
2.1 Grundsätzliches zur Nachhaltigkeit 
2.1.1 Nachhaltigkeitsbegriff und -konzepte 
2.1.1.1 Historie und Meilensteine 
Seinen Ursprung hat der Nachhaltigkeitsbegriff in der Bewirtschaftung des 
mittelalterlichen Allmendewaldes und den entsprechenden Regelungen des 
Holzeinschlags5.  
Um 1700 erlebte der Nachhaltigkeitsbegriff, aus einer Krise geboren, seine erste 
Renaissance. Der sächsische Silberbergbau wurde zu dieser Zeit durch den 
Grubenausbau sowie durch die mit Holzkohle betriebenen Schmelzhütten in 
seiner Existenz bedroht.  
Der heute sinngemäß gebrauchte Nachhaltigkeitsbegriff wurde nachweislich 
bereits in Schriften der europäischen Forstwirtschaft des 18. Jahrhunderts ver-
wendet. Schon 1713 benutzte ihn Hans Carl Elder von Carlowitz in seiner „Sylvi-
kultura Oeconomica“, in welcher dieser fordert, den „Anbau des Holtzes anzu-
stellen, daß es eine conitinuirliche, beständige und nachhaltende Nutzung gebe“ 6. 
Die Forderung nach einer nachhaltigen Entwicklung wurde im 20. Jahrhundert 
erstmals 1972 durch den Bericht des Club of Rome7 mit dem Titel „Die Grenzen 
des Wachstums“8 in den Blickpunkt der breiten Weltöffentlichkeit gerückt.  
Ein weiterer Schritt hin zur Nachhaltigkeit wurde 1983 durch die Vereinten 
Nationen mit der Gründung der „Weltkommission für Umwelt und Entwick-
lung“9 getan. Diese erarbeitete ein weit gefasstes politisches Konzept für eine 
nachhaltige Entwicklung und meldete sich erstmals 1987 mit dem allgemein als 
                                                 
5
  Vgl. Wilkens S. 5. 
6
  Vgl. Grober in: Die Zeit S. 54, gemäß Anlage 4.2. 
7
  Der Club of Rome ist eine weltweite, häufig auch als think tank bezeichnete, Vereinigung von 
Persönlichkeiten aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Er wurde 1968 in Rom mit 
dem Ziel gegründet, sich für eine lebenswerte und nachhaltige Zukunft einzusetzen. Anmerkung 
des Verfassers. 
8
  Im englischen Original: „Limits to Growth“, Anmerkung des Verfassers. 
9
 Engl. World Commission on Environment and Develpoment, WCED.  
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„Brundtland-Bericht“10 bekannten Dokument medienwirksam zu Wort.  
Ein weiteres wesentliches, wenn nicht das bisher bedeutendste Ereignis, stellte 
1992 die als „Weltgipfel von Rio“ bekannte „Konferenz der Vereinten Nationen 
über Umwelt und Entwicklung“11 dar. In den 27 Grundsätzen der von 178 Teil-
nehmerstaaten beschlossenen Deklaration wurde erstmals global das Recht auf 
nachhaltige Entwicklung verankert12. Parallel dazu wurde auf dieser Konferenz 
mit der Agenda 21 ein weiteres wichtiges Hauptdokument verabschiedet.  
Bei einer Folgeveranstaltung, dem „Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung“13 in 
Johannesburg, wurden 2002 erstmals quantifizierbare Ziele in einem Aktions-
plan14 aufgenommen.  
2.1.1.2 Der Nachhaltigkeitsbegriff 
Neben vielerlei anderer, teils tiefgreifender philosophischer Betrachtungsweisen15, 
wird in der gegenwärtigen öffentlichen Diskussion der Begriff Nachhaltigkeit im 
Sinne eines anthropozentrischen Ansatzes16 verwendet. Bei diesem stehen der 
Mensch und seine Entwicklungsmöglichkeiten im Mittelpunkt der Betrachtungen. 
Gleichwohl wird heute der absolute Wert der Ökosphäre kaum noch angezweifelt 
und die Umwelt insgesamt als limitierender Faktor der menschlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten akzeptiert17. 
Der heute auch häufig verwendete Terminus „Nachhaltigkeitspostulat“ führt zwei 
Begrifflichkeiten zusammen. Es handelt sich hier entsprechend dem Ursprung der 
Wörter Postulat und Nachhaltigkeit um eine „unbedingte Forderung“ [nach] 
„dauerhafter und beständiger Nutzungsmöglichkeit“18. Im Englischen wird der 
Begriff „sustainable development“, also dauerhaft aufrechterhaltbare Entwicklung 
verwendet.  
                                                 
10
 Benannt nach der  damaligen Vorsitzenden der WCED und ehemaligen norwegischen Minister-
präsidentin Gro Harlem Brundtland, Anmerkung des Verfassers. 
11
 Engl. United Nations Conference on Environment and Development, UNCED. 
12
 Vgl.Anlage 4.3. 
13
 Engl. World Summit on Sustainable Development, WSSD. 
14
 Engl. Plan of Implementation. 
15
 Vgl. Hoffmann-Axthelm S. 78. 
16
 Vgl. Grundsatz 1 der Rio-Deklaration gemäß Anlage 4.3, ebenso Grunwald/Kopfmüller S. 55. 
17
 Vgl. Rogall S. 17, ebenso Nachhaltigkeitsstrategie Bundesregierung 2008 S. 21gemäß Anlage 
4.4. 
18
 Vgl. Kap. 2.1.1.1 Ebenda.  
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Nicht zuletzt wegen der in den letzten Jahren inflationären Verwendung des 
Nachhaltigkeitsbegriffes19 ist anschließend eine weitere Eingrenzung des Begriffs 
und seiner, auch für den weiteren Verlauf dieser Arbeit, wichtigen und eigent-
lichen Bedeutung notwendig.  
2.1.1.3 Nachhaltigkeitskonzepte 
Zur weiteren Konkretisierung, des der Arbeit zu Grunde liegenden Nachhaltig-
keitsbegriffes, ist es notwendig diesen abgestuft zu betrachten.  
Allgemein wird zwischen einer starken und einer schwachen Nachhaltigkeit 
unterschieden20. Für die Unterscheidung sind vor allem die Substitutionsmöglich-
keiten der verschiedenen Kapitalstöcke in Form von Naturkapital, Humankapital 
und Wirtschaftskapital in einer Art volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
maßgebend.  
Bei der starken Nachhaltigkeit ist kein Ersatz von Natur- durch Wirtschaftskapital 
möglich. In ihrer extremen Variante ist dies nicht einmal innerhalb des Naturkapi-
tals zulässig. Dies bedeutet, dass von der jeweiligen Ressource in einem Zeitraum 
nur genau soviel entnommen werden darf wie im Selbigen neu gebildet wird21.  
Die schwache Nachhaltigkeit ermöglicht hingegen einen weitgehenden Austausch 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der jeweiligen Kapitalstöcke. Hierbei ist es 
aber auf Grund fehlender umfassender Bewertungsmaßstäbe möglich, Wirt-
schaftskapital und Naturkapitals gegeneinander aufzurechnen und sogar überzu-
kompensieren22.  
Der Nachhaltigkeitsbegriff welcher in der allgemeinen Diskussion und auch 
hinsichtlich seiner praktischen Relevanz weitgehend akzeptiert ist, stellt eine 
milde Variante der starken Nachhaltigkeit dar23. Dabei ist eine grundsätzliche 
Austauschbarkeit des Naturkapitals untereinander möglich, eine Substitution 
zwischen Wirtschaftskapital und Naturkapital wird dahingegen weitestgehend 
abgelehnt. Diese auch als „mittlere Variante“ bezeichnete Begriffsdeutung wird 
                                                 
19
 Vgl. Linne/Schwarz S. 11. 
20
 Vgl. Meyer S. 91. 
21
 Am Beispiel des Erdöls mit seiner Jahrmillionen dauernden Bildung wird die geringe praktische 
Relevanz und Durchsetzbarkeit dieses Konzeptes deutlich. Anmerkung des Verfassers. 
22
 Vgl. Meyer S. 92-96. 
23
 Vgl. Grunwald/Kopfmüller S. 39, ebenso Luks S. 48-49, ebenso Meyer S. 97. 
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den Überlegungen im weiteren Verlauf dieser Arbeit zu Grunde gelegt. 
2.1.1.4 Definition und Dimensionen einer nachhaltigen Entwicklung 
Die in Politik, Wissenschaft und Gesellschaft allgemein anerkannte Definition24 
einer nachhaltigen Entwicklung hat ihren Ursprung in dem bereits erwähnten 
Brundtland-Bericht aus dem Jahr 1987. Darin wird nachhaltige Entwicklung als 
eine Entwicklung beschrieben, welche „(…) die Bedürfnisse der Gegenwart 
befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse 
nicht befriedigen können.“25 
Weiter konkretisiert wurde die Begrifflichkeit auf der ebenfalls schon genannten 
Rio-Konferenz von 1992, bei der man sich auf das gemeinsame Entwicklungs-
leitbild „sustainable development“ einigte. Um dieses zu verwirklichen, herrscht 
heute Konsens26 über die Notwendigkeit, ökologische, ökonomische und soziale 
Belange gleichwertig in die eigenen Überlegungen mit einzubeziehen27. Diese 
integrative Perspektive wird weithin auch als magisches Dreieck bezeichnet.  
 
Hinzu kommen zwei weitere Forderungen. Hier ist zum einen die nach einer 
weltweiten Verteilungsgerechtigkeit, welche auch als intragenerativ bezeichnet 
                                                 
24
 Vgl. Luks S. 8, ebenso Grunwald/Kopfmüler S. 7, ebenso Rogall S. 43. 
25
 Im englischen Originaltext: „Humanity has the ability to make development sustainable to 
ensure that it meets the needs of present without compromising the ability of future generations 
to meet their own needs.“ siehe Anlage 4.5. 
26
 Vgl. Niessen S. 34. [Nach seiner Ansicht haben die „Drei-Säulen-Theoretiker“ die 
Deutungshoheit erlangt. Anmerkung des Verfassers]. 
27
 Vgl. Luks S. 11, Rogall S. 17, Niessen S. 34. 





Soziale         
Ziele 
Abbildung 1: integrative Perspektive der Nachhaltigkeit 
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wird, zu nennen. Sie wird durch die zweite zusätzliche Forderung, die nach einer 
generationenübergreifenden, der intergenerativen Gerechtigkeit28 ergänzt. 
2.1.2 Charakter und gesetzliche Verankerung 
2.1.2.1 Allgemeiner Charakter 
Der Nachhaltigkeitsbegriff ist juristisch nur schwer greifbar. Ihm einen 
normativen Charakter zu verleihen, wird auf Grund der Komplexität und Vielfalt 
ökologischer und sozioökonomischer Systeme als unmöglich betrachtet29. Er stellt 
vielmehr eine Handlungsmaxime dar, welche weit über das Umweltrecht an sich 
hinausgeht30.  
Seit der Rio-Konferenz von 1992 ist das Nachhaltigkeitspostulat zwar inter-
national als zentrales politisches Leitbild anerkannt, dennoch ist die Festlegung 
einer allgemeinen Definition immer noch eine Frage der Deutungshoheit im 
Nachhaltigkeitsdiskurs31.  
Darüber hinaus muss man dem Nachhaltigkeitsbegriff in seinem wirklichen 
Sinngehalt eine weitgehende Unbekanntheit testieren. Im Jahr 2000 kannten nach 
einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage nur 13% den Begriff an sich, und ein 
noch geringerer Teil konnte eine genaue Vorstellung mit der Begrifflichkeit 
verbinden32. Einer weiteren Umfrage zufolge hatten im Jahr 2002 zwar schon 
28% der Bundesbürger konkrete Vorstellungen zum Terminus der Nachhaltigkeit 
bis zum Jahr 2006 war dieser Anteil aber wieder auf 22 % gesunken33.  
Bezug nehmend auf die deutsche Debatte werden mehr und mehr Ansätze zur 
Operationalisierung des Nachhaltigkeitsbegriffes aufgezeigt. Insgesamt stellt der 
Weg hin zu einer nachhaltigen Entwicklung aber einen langen Such-, Erfahrungs- 
und Lernprozess dar34, welcher neue institutionelle Anforderungen sowie Erfor-
dernisse der Handlungskoordination und Steuerung mit sich bringt35. 
                                                 
28
 Vgl. Luks S. 28/29. 
29
 Vgl. Grunwald/Kopfmüller S. 40. 
30
 Vgl. Meyer S. 98-99. 
31
 Vgl. Niessen S. 31. 
32
 Vgl. Rogall S. 38. 
33
 Vgl. Kuckartz/Rheingans S. 16. 
34
 Vgl. Grunwald/Kopfmüller S. 40. 
35
 Vgl. Linne/Schwarz S. 13. 
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2.1.2.2 Verankerung in Gesetzen 
Im Folgenden soll ein kurzer Überblick über die Verankerung des Nachhaltig-
keitsgedankens im europäischen, vor allem aber im Bundes- und Landesrecht 
gegeben werden. Grundsätzlich gilt in der Gesetzgebung, wie auch schon im 
vorherigen Kapitel skizziert, dass der Nachhaltigkeitsgrundsatz einen Orientie-
rungsmaßstab darstellt und allenfalls als Optimierungsgebot anzusehen ist36. Er 
unterscheidet sich dahingehend vor allem von den Grundsätzen des Vorsorge- und 
Verursacherprinzips des klassischen Umweltrechts. Auf europäischer Ebene ist er 
in Art. 2 des EU-Vertrages sowie in der Präambel und im Art. 37 der Grund-
rechtscharta als Ziel der EU aufgenommen37.  
Auf nationaler Ebene ist zu allererst die Staatszielbestimmung38 des Art. 20a GG, 
ebenso wie  Art. 3a der Landesverfassung zu erwähnen. Darin sind mit dem 
generationenübergreifenden Schutz der Lebensgrundlagen die wesentlichen 
Forderungen des Nachhaltigkeitspostulats  aufgenommen.  
Auch auf Ebene der einfachen Bundesgesetze ist der Nachhaltigkeitsgedanke 
häufig immanent. Neben den Gesetzen in denen die Begrifflichkeit nicht direkt 
Eingang gefunden hat39, wird er im ersten Paragraphen des BBodSchG, des 
BWaldG und explizit verwendet. Auf Landesebene verhält es sich beim WaldG 
und beim NatSchG ebenso.  
Bei den einfachen Gesetzen stellt der Nachhaltigkeitsbegriff aber in erster Linie 
auf die ökologische Komponente, oder wie bei den Waldgesetzen zuvorderst auf 
dessen dauerhafte wirtschaftliche Nutzbarkeit ab.  
Auch im § 77 GemO wird, mit der Forderung nach einer Sicherstellung der 
stetigen Aufgabenerfüllung, nachhaltiges Handeln verlangt.  
2.1.2.3 Politische Leitlinien und Nachhaltigkeitsstrategien 
Ergänzend zu dem schon in Kapitel 2.1.2.1 genannten internationalen Leitbild gibt 
                                                 
36
 Vgl. Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht NVwZ, Jahrgang 21 Heft 6/ 2002 S. 659. 
37
 Vgl. EU-Vertrag von Lissabon in der konsolidierte Fassung vom 09.05.2008 sowie Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union vom 14.12.2007. 
38
 Vgl. Katz S. 66 u. 68. 
39
 Diese sind u.a. Wasserhaushaltsgesetz, Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, Immissions-
schutzgesetz, Anmerkung des Verfassers. 
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es auf europäischer, sowie Bundes- und Landesebene weitere Leitlinien und 
Strategien. Hier soll die Nachhaltigkeitsstrategie der EU, der Bundesregierung 
und die des Landes kurz vorgestellt werden. In der Nachhaltigkeitsstrategie der 
EU sind, u.a. sieben zentrale Herausforderungen benannt. Diese sind:   
1. Klimaänderung und Energie  5. Gesundheit 
2. Nachhaltiger Verkehr   6. Soziale Eingliederung,       
3. Nachhaltiger Konsum und       Demographie, Migration 
    nachhaltige Produktion   7. Globale Herausforderungen in 
4. Erhaltung und Bewirtschaftung       Bezug auf Armut und nachhaltige 
    der natürlichen Ressourcen      Entwicklung 
Seit 2002 gibt es eine im Jahr 2008 aktualisierte Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung, welche sich an die Handlungsfelder der  EU-Strategie anlehnt. 
Das Land hat mit der Erstellung eines Zielkatalogs unter dem Motto „Jetzt das 
Morgen gestalten“ eine eigene Nachhaltigkeitsstrategie erarbeitet. Hier werden die 
öffentlichen Haushalte sowie die Verwaltung und die Justiz, als eigenständiger 
und gleichwertiger Unterpunkt angeführt40. 
Wesentliche Elemente aller drei Strategien sind aber der Klimaschutz sowie die 
Steigerung der Ressourcen- und Energieproduktivität. Eine Abkoppelung von 
Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch wird gemeinhin als wesentlicher 
Indikator nachhaltiger Entwicklung angesehen41. 
2.1.3 Zusammenfassung 
Die bisher gemachten Ausführungen zeigen in welchem komplexen Umfeld wir 
uns, bei einem am Nachhaltigkeitspostulat in seiner eigentlichen Bedeutung 
orientierten Handlungsrahmen, bewegen. Dem gegenüber steht ein rechtlich nur 
wenig belastbarer unbestimmter Begriff mit Leitbildcharakter. 
Für das weitere Vorgehen wird der Terminus Nachhaltigkeit im Zusammenhang 
mit Handlungen oder Prozessen verwendet, welche unter Berücksichtigung 
ökonomischer, ökologischer und sozialer Aspekte mit Bezug auf generationen-
                                                 
40
 Die Nachhaltigkeitsstrategien der EU, der Bundesregierung und des Landes Baden Württemberg 
sind auf den in Anlage 5 vermerkten Websites zugänglich und im digitalen Anhang der Arbeit 
enthalten, Anmerkung des Verfassers. 
41
 Vgl. Schmidt-Bleek S. 33. 
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übergreifende und globale Belange stattfinden. Im Rahmen dessen wird auf die in 
2.1.1.3 genannte milde Variante der starken Nachhaltigkeit abgestellt.  
Nicht desto trotz werden hier Maßnahmen, welche nicht allen der vorher aufge-
zeigten Bedingungen gerecht werden, als nachhaltig angesehen. Damit werden, 
zum einen zielführende Ansätze als nachhaltig zugelassen und zum anderen 
können einzelne Sachverhalte hinsichtlich ihrer praktischen Relevanz und 
Machbarkeit in die weiteren Überlegungen mit einfließen.  
Wichtig ist dennoch, dass eine getrennte ökologische, soziale oder mikro-
ökonomische Sichtweise an sich nicht automatisch auch als nachhaltig angesehen 
werden kann. Dies würde der Bedeutung des Nachhaltigkeitsbegriffes und seines 
umfassenden und übergreifenden Charakters zuwiderlaufen und die zuvor 
beklagte inflationäre Verwendung weiter fördern42. 
2.2 Das kommunale Beschaffungswesen 
2.2.1 Definition Kommunales Beschaffungswesen  
Um den Begriff des kommunalen Beschaffungswesens zu definieren, ist es 
zunächst erforderlich die vielen unterschiedlichen Begriffe, welche in der 
Literatur genannt werden, zusammenzufassen. Hilse subsumiert folgende Begriffe 
unter dem der öffentlichen Beschaffung43: 
- Öffentliches Auftragswesen  - Öffentliches Beschaffungswesen 
- Öffentliches Vergabewesen   - Staatseinkauf 
- Öffentliche Auftragsvergabe  - Öffentlicher Einkauf 
Eine mögliche Definition von Beschaffung ist „die Bereitstellung nicht selbst 
erzeugter Produktionsfaktoren für den betrieblichen Wertschöpfungsprozess.“44 
Hopf bezeichnet als [öffentliche] Beschaffung „jede Bedarfsdeckung der 
öffentlichen Hand, d.h. jede Vergabe von Leistungen/Dienstleistungen durch den 
(öffentlichen) Auftraggeber an einen (privaten) Auftragnehmer“45. Demnach hat 
                                                 
42
 Siehe dazu Kap 2.1.1.2. Ebenda. 
43
 Vgl. Hilse S. 39-40. 
44
 Vgl. Hieber S. 62. 
45
 Vgl. Hopf S. 15. 
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das öffentliche Beschaffungswesen originär eine Bedarfsdeckungsfunktion46. 
In den weiteren Ausführungen werden unter dem Begriff Beschaffung Tätigkeiten 
im Rahmen des Einkaufs und der Vergabe von Leistungen und Dienstleistungen47 
durch die Gemeinden48 samt ihrem Sonder- und Treuhandvermögen sowie der aus 
ihnen bestehenden Verbände49 an private Auftragnehmer verstanden.  
2.2.2 Rechtsgrundlagen 
2.2.2.1 Allgemeine verfassungsrechtliche Grundlagen kommunalen Handelns 
Wesentliche Rechtsgrundlage für das gemeindliche Handeln ist das Recht auf 
kommunale Selbstverwaltung. Auf europäischer Ebene ist es seit 1988 in der 
„Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung“ verankert. Da diese 
aber kein Bestandteil des europäischen Gemeinschaftsrechts ist, kann sie, ebenso 
wie die anderen europäischen Verträge, die kommunale Selbstverwaltung nicht 
unmittelbar absichern50.  
Auf Ebene des GG ist vor allem Art. 28 Abs. 2 anzuführen. Darin sind die 
Grundlagen des Rechtes auf kommunale Selbstverwaltung im Sinne einer Ein-
richtungsgarantie festgehalten. Neben dem Bestand der Kommune an sich, wird 
dadurch auch die prinzipielle Funktionstüchtigkeit und damit die wesentlichen 
Strukturen und Organisationsgrundsätze geschützt51. Ergänzend dazu seien die 
Art. 69, 71 und 73 der Landesverfassung genannt52. 
2.2.2.2 Beschaffung, Kommunalverfassung und Haushaltsgrundsätze 
Gemäß § 2 GemO verwalten die Gemeinden in ihrem Gebiet grundsätzlich alle 
öffentlichen Aufgaben im Rahmen der Gesetze53 allein und unter eigener 
                                                 
46
 Vgl. Hilse S. 152. 
47
 Gemeint sind hier Lieferungen und Leistungen im Sinne der VOL/A und VOL/B, Anmerkung 
des Verfassers. 
48
 Auf die Einbeziehung der Landkreise als kommunale Gebietskörperschaft wird hier wegen der 
nicht gegebenen Relevanz für die weitere Untersuchung verzichtet, Anmerkung des Verfassers. 
49
 Im Sinne der §§ 1 und 2 der Vergabe VwV, Anmerkung des Verfassers. 
50
 Vgl. Waibel, S. 5-6. 
51
 Vgl. Katz S. 289-291. 
52
 Vgl. Waibel S. 11-12. 
53
 Vgl. Waibel S. 19-20. 
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Verantwortung54. Dabei haben sie im Rahmen der Selbstverwaltung gemeindliche 
Hoheitsrechte, von denen der Beschaffungsbereich besonders die Organisations-
hoheit, Planungshoheit und die Finanzhoheit tangiert55.  
Bei den Selbstverwaltungsaufgaben, also den weisungsfreien Aufgaben, können 
gemeindeintern [also auch im Beschaffungsbereich56] der BM oder der GR die 
Organzuständigkeit haben57. Je nach politischer und wirtschaftlicher Bedeutung 
handelt es sich dabei um ein „Geschäft der laufenden Verwaltung“ in Zuständig-
keit des BM oder um „grundsätzliche Angelegenheiten“ in Zuständigkeit des GR. 
Im Zweifelsfall besteht die Vermutung für die Zuständigkeit des GR58. 
Die Weisungsaufgaben hingegen sind keine Selbstverwaltungsaufgaben der 
herkömmlichen Art und fallen somit nach § 44 Abs. 3 GemO grundsätzlich in die 
Zuständigkeit des BM. Aber auch bei diesen Aufgaben besitzt der GR über das 
Etatrecht und das allgemeine Kontrollrecht ein bestimmtes Mitwirkungsrecht59.  
Im Rahmen des Gemeindewirtschaftsrechts, sind hier noch die allgemeinen Haus-
haltsgrundsätze zu erwähnen. Dabei sind in Verbindung mit dem Beschaffungs-
prozess vor allem die Sicherstellung der stetigen Aufgabenerfüllung gemäß § 77 
Abs. 1 GemO, der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gemäß § 77 
Abs. 2 GemO und die Forderung nach der wirtschaftlichsten Lösung60 im Sinne 
des § 10 Abs. 2 GemHVO zu nennen. 
2.2.2.3 Vergabe- und Wettbewerbsrecht 
Im Weiteren soll vom rechtlichen Standpunkt auf die Kommunale 
Auftragsvergabe von Lieferungen und Leistungen im Sinne der VOL eingegangen 
werden. Dazu ist es notwendig nach Aufträgen oberhalb und unterhalb der 
                                                 
54
 Dies wird auch als Prinzip der subsidiären Allzuständigkeit bezeichnet, Vgl. dazu auch Wettling 
S. 25, Anmerkung des Verfassers. 
55
 Vgl. Waibel S. 21-24. 
56
 Sofern nicht Zuschussregeln o.ä. etwas anderes bestimmen, Anmerkung des Verfassers. 
57
 Vgl. Waibel S. 36-40 sowie Wettling S. 26-29. 
58
 Vgl. Waibel S. 129. 
59
 Vgl. Waibel S. 39-40. 
60
 Die wirtschaftlichste Lösung ist beim Verwaltungshandeln immer im Zusammenhang mit der 
jeweiligen Aufgabe zu sehen. Zwar unterscheidet sich der Wirtschaftlichkeitsbegriff des 
Vergaberechts von dem des Kommunalrechts, dennoch kann der niedrigste Preis nur bei völlig 
standardisierten einfachen Gegenständen das alleinige Kriterium darstellen und ist daher im 
öffentlichen Beschaffungswesen eher  als Ausnahme anzusehen. Vgl. hierzu Burgi S. 15 ff, 
Anmerkung des Verfassers. 
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europarechtlichen Schwellenwerte61 zu unterscheiden. 
Grundsätzlich sind in den Kommunen die Vergabegrundsätze des § 31 Abs. 2 
GemHVO zu beachten. Diese werden in der Verwaltungsvorschrift des 
Innenministeriums über die Vergabe von Aufträgen im kommunalen Bereich62, 
(VergabeVwV) konkretisiert.  
In der oben genannten VergabeVwV werden unter anderem der vierte Teil GWB 
sowie die Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge, Vergabe-
verordnung (VgV) als „Unmittelbar zu beachtende Bestimmungen“63 aufgeführt. 
In der VgV wiederum wird den Kommunen [unter anderem] die Anwendung der 
VOL lediglich empfohlen64. 
Oberhalb der Schwellenwerte werden die Kommunen über die unmittelbar zu 
beachtende Vergabeverordnung zur Anwendung des 2. Abschnitts der VOL/A 
verpflichtet65. Des Weiteren gilt grundsätzlich für alle öffentlichen Aufträge 
oberhalb der Schwellenwerte das GWB66.  
2.2.2.4 Verwaltungsprivatrecht 
Da sich im öffentlichen Beschaffungswesen in der Regel privater Auftragnehmer 
bedient wird, werden hier die allgemeinen privatrechtlichen Grundlagen noch 
kurz angerissen. Die beiden wesentlichen Rechtsgrundlagen sind hierbei das 
Kaufvertragsrecht aus den §§ 433 ff BGB sowie das Werkvertragsrecht aus den 
§§ 631 ff BGB. Auch ist im Vergaberecht der allgemeine Grundsatz von Treu und 
Glauben67 im Sinne des § 242 BGB im Vergaberecht unstrittig68. Insgesamt tritt 
der Staat bei der Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen als „Quasi-
                                                 
61
 Diese betrugen zum Stand 30.09.2009 gemäß § 2 Nr. 1 und 3 Verordnung über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge, VgV für Liefer- und Dienstleistungen im Bereich der Trinkwasser- und 
Energieversorgung oder im Verkehrsbereich 412.000 € sowie für alle anderen Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge 206.000 €, Vgl. Verordnung für die Vergabe öffentlicher Aufträge, 
(Vergabeverordnung, VgV)  vom 26. August 1998, BGBl. I, S. 2546. 
62
 Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über die Vergabe von Aufträgen im kommunalen 
Bereich (Vergabe VwV), Az.: 2-2242.0/21,6-4464.0/302. 
63
 Vgl. Punkt 2.2Vergabe VwV i.V.m. Punkt 2.2.7 und 2.2.8. 
64
 Vergabe VwV Punkt 2.3 i.V.m. 2.3.1, ebenso gibt es dahingehend noch eine GPA Empfehlung, 
Anmerkung des Verfassers. 
65
 § 2 i.Vm. § 4 Abs. 1 Vergabeverordnung i.V.m. § 98 Abs. 1 Nr. 1-3 GWB. 
66
 § 100 Abs. 1 GWB i.V.m. § 2 VgV. 
67
 Teilweise werden diese Grundsätze auch als anständiges Geschäftsgebaren bezeichnet. Vgl. EU-
Handbuch Umweltorientierte Beschaffung S. 12 gemäß Anlage 4.6. 
68
 Vgl. Weyand S. 82. 
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Privater“69 auf, ist aber dennoch auf Grund seiner Aufgaben an vielerlei 
öffentlich-rechtliche Normen gebunden. Im Zuge dessen findet die öffentliche 
Beschaffung auch in der Lehre vom Verwaltungsprivatrecht ihren Niederschlag70. 
2.2.3 Wirtschaftliche Relevanz 
2.2.3.1 Volkswirtschaftliche Sicht  
Die Angaben zur volkswirtschaftlichen Relevanz des öffentlichen Beschaffungs-
wesens sind je nach Berechnungsmethode und dem verwendeten Zahlenmaterial 
leicht unterschiedlich. Im Jahr 2000 wurde der Umfang der öffentlichen Aufträge 
in den EU-Mitgliedsstaaten auf über 1.000 Mrd. € geschätzt. Dies entsprach zu 
dieser Zeit ca. 14 % des gemeinsamen BIP71. Aktuell wird diese Summe auf ca. 
1.500 Mrd. € jährlich geschätzt, was ca. 16 % des EU-BIP entspricht72. 
Das Volumen der jährlichen Aufträge von Bund, Ländern und Kommunen in 
Deutschland beträgt, je nach Berechnungsgrundlage, mit 250 – 300 Mrd. Euro 
zwischen 12 % und 15 % des bundesdeutschen BIP. Für das Jahr 2007 wird von 
ca. 270 Mrd. € ausgegangen73. Vom Beschaffungsvolumen der Vergabestellen des 
Bundes, der Länder und Kommunen insgesamt wird den Kommunen in 
Teilbereichen ein Anteil von bis zu 60 % zugeschrieben74.  
2.2.3.2 Gemeindewirtschaftliche Sicht 
Im Jahr 2008 betrug der laufende Sachaufwand der Kommunen bundesweit ca. 
34,5 Mrd. € und die Sachinvestitionen ca. 20,9 Mrd. €. Von den Sachinvestitionen 
entfielen rund 15,8 Mrd. € auf Baumaßnahmen75. Die kommunalen Gesamt-
ausgaben beliefen sich auf ca. 167,5 Mrd. €. 
In den Kommunen des Landes wurden 2008 bei einem Gesamtumfang der 
Verwaltungshaushalte von ca. 20,5 Mrd. €, rund. 4.8 Mrd. € und damit annähernd 
23,5 % für den sachlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand ausgegeben. 
                                                 
69
 Vgl. Kunert S. 17. 
70
 Vgl. Kunert S. 20-25. 
71
 Vgl. Hopf S. 1. 
72
 Vgl. Weyand S. 30. 
73
 Vgl. Staatsanzeiger für BW, Nr. 37/2009 S. 8. 
74
 Vgl. Kulartz S. 1 sowie Weyand S. 30. 
75
 Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 4/2009, Öffentliche Finanzen im Jahr 2008.  
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Kommunale Baumaßnahmen schlugen mit ca. 2.7 Mrd. € zu Buche und für den 
Erwerb von Vermögen wurden ca. 1,2 Mrd. € aufgewendet76.  
Es kann also davon ausgegangen werden, dass die Gemeinden, auch ohne 
Baumaßnahmen, ca. ein Viertel ihrer Gesamtausgaben im Beschaffungsbereich 
tätigen. Dies zeigt, welch hohe volkswirtschaftliche und gemeindewirtschaftliche 
Relevanz das kommunale Beschaffungswesen insgesamt hat. 
2.2.4 Produkte und Produktgruppen der kommunalen Beschaffung 
Zur weiteren Eingrenzung des Beschaffungsbegriffs ist es erforderlich, kurz auf 
die Produkte und Produktgruppen des kommunalen Beschaffungswesens einzu-
gehen. Wie bereits in Kapitel 2.2.2.3 erwähnt sind für das weitere Vorgehen 
Lieferungen und Leistungen im Sinne der VOL relevant. Gleichwohl werden in 
die Untersuchung teilweise der VOB zuzuschreibende Maßnahmen sowie die 
Beschaffung von Finanzierungsmitteln mit einbezogen. Dies hat zwei Gründe. 
Einerseits ist eine Abgrenzung zwischen VOL und VOB oft schwierig77. Des 
Weiteren gibt es im kommunalen Bereich Produkte welche sowohl im Rahmen 
einer zu vergebenden Baumaßnahme als auch zur Erbringung einer Eigenleistung 
beschafft werden. 
Andererseits sind die im Folgenden aufgeführten Produkte und Produktgruppen 
an die einer vorangegangenen Studie78 angelehnt, welche in Zusammenarbeit mit 
der LUBW erstellt wurde. Ziel dahingehend ist es, eine gewisse Stringenz für 
mögliche weitergehende Arbeiten zu gewährleisten. Die für den Beschaffungs-
prozess einer Kommunalverwaltung wesentlichen Produktgruppen sind demnach: 
-  Elektrische Büro- und    -  Außen und Grünanlagen 
    Haushaltsgeräte    -  Bauten und Gebäudetechnik 
-  Büroeinrichtung    -  Mobilität und Fuhrpark 
-  Büroverbrauchsmaterial und Papier -  Bekleidung und Textilien 
                                                 
76
 Statistisches Landesamt BW, Gemeindefinanzen in BW –Kassenstatistik 2008- vom 01.04.2009. 
77
 Vgl. Kurlatz S. 12-14. 
78
 Im Jahr 2007 wurde in Fallstudie einer Studentin der Universität Koblenz-Landau in 
Zusammenarbeit mit dem Agenda-Büro des Landes eine Befragung unter Großen Kreisstädten 
und Stadtkreisen in Baden-Württemberg durchgeführt, welche sich hauptsächlich mit der Frage 
beschäftigte: Wer beschafft welche Produkte nachhaltig? Diese ist unter der in Anlage 5 
aufgeführten Website der LUBW einsehbar. Anmerkung des Verfassers. 
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-  Gebäudemanagement und Reinigung -  Lebensmittel 
-  Strom und Energie    -  Finanzierungsmittel 
2.2.5 Der Konzern Kommune und seine Beschaffungsorganisation 
Um das kommunale Beschaffungswesen vollständig abzubilden soll an dieser 
Stelle der Konzern Stadt79 und die für den Beschaffungsbereich relevanten 
Sphären dargestellt werden. Mit zunehmender Auslagerung, Spezialisierung und 
Dezentralisierung werden die unmittelbaren Einflussmöglichkeiten im Beschaf-
fungsbereich geringer. 
 
Im Strategischen Management spielt das Beschaffungswesen selbst eine 
untergeordnete Rolle80. Dabei kommen gerade der kommunalen Beschaffung 
außer der in 2.2.1 genannten Bedarfsdeckungsfunktion, noch weitere Funktionen  
hinzu. Diese sind die Nachfragefunktion, die Innovationsfunktion und nicht 
zuletzt die Vorbildfunktion81. 
Bezüglich der Aufbauorganisation wurde in der Vergangenheit zwischen zentraler 
und dezentraler Beschaffung unterschieden. Bei einer zentralen Beschaffung hat 
eine Stelle die ämterübergreifende Fach- und Ressourcenkompetenz. Eine rein 
                                                 
79
 Vgl. Schedler/Proeller S. 77. 
80
 Vgl. Hopp/Göbel S. 55. 
81
 Vgl. Fiedler S. 190 ff. 
Abbildung 2: Sphärenmodell, eigene Darstellung 






















Steuerungsmöglichkeiten der  Kommunalverwaltung 
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dezentrale Variante schreibt den einzelnen Fachämtern die volle eigenständige 
Verantwortung zu. Heute sind [Hoch- und Tiefbaumaßnahmen ausgeschlossen] in 
der Regel Mischformen zu finden. Diese legen die beschaffungstechnischen 
Grundsatzangelegenheiten in die Kompetenz einer zentralen Stelle und weisen die 
Fach- und Ressourcenverantwortung den entsprechenden Stellen und Ämtern zu82. 
2.2.6 Zusammenfassung und Abgrenzung 
Das Beschaffungswesen hat zwar primär eine Bedarfsdeckungsfunktion und dient 
hauptsächlich der Aufrechterhaltung der Verwaltungstätigkeit, hat aber auch noch 
andere Funktionen wie die Nachfragefunktion, die Innovationsfunktion und die 
Vorbildfunktion. Es ist zudem eingebunden in ein komplexes Gefüge aus 
öffentlichem und privatem Recht. Weiterhin sind die Zuständigkeiten sowohl 
innerhalb der Verwaltung als auch zwischen Verwaltungsspitze und Rat je nach 
Aufgabe und Erheblichkeit unterschiedlich verteilt. Es hat insgesamt eine hohe 
volkswirtschaftliche und gemeindewirtschaftliche Relevanz, wird aber eher dem 
operativen als dem strategischen Management zugeordnet. 
2.3 Nachhaltige Beschaffung in Kommunen 
2.3.1 Allgemeines zu Nachhaltigkeit in der Kommune 
2.3.1.1 Nachhaltigkeit und Reform der Kommunalverwaltungen 
Den Kommunalverwaltungen kommt als der bürgernächsten staatlichen Ebene 
eine wesentliche, wenn nicht sogar die entscheidende Rolle bei der Umsetzung 
einer nachhaltigen Entwicklung zu83. Dazu schreibt Kopatz; „Ohne ihre 
Unterstützung lässt sich das Nachhaltigkeitskonzept nur schwer mit konkreten 
Inhalten füllen und praktisch umsetzen84.  
Die Kommunen befinden sich aber zum Teil noch mitten im, nun schon 
Jahrzehnte andauenden, Reformprozess im Rahmen des NSM85. Der Schritt zur 
                                                 
82
 Vgl. Hilse S. 68 ff, ebenso KGST Bericht 1/1997. 
83
 Vgl. Kap. 28 Rio-Deklaration gemäß Anlage 4.7. 
84
 Vgl. Kopatz S. 9. 
85
 Als Überbegriff für die Verwaltungsmodernisierung von Bund, Ländern und Gemeinden wird 
auch der Ausdruck New Public Management verwendet. Anmerkung des Verfassers. 
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Ziel: maximales Gemeinwohl 
Argumentation: politisch 
Nachhaltigkeitskommune 
Ziel: Lebensqualität künftiger 
Generationen 
Argumentation: vernetzt 
Abbildung 3: Von der Ordnungs- zur Nachhaltigkeitskommune 
eigene Darstellung nach Kopatz S. 134 
Dienstleistungskommune ist vielfach noch nicht ganz vollzogen. Die Einführung 
der Doppik86 bindet Kräfte und lenkt den Focus des kommunalen Verwaltungs-
handelns verstärkt auf betriebswirtschaftliche Instrumente und monetäre Kenn-
zahlen. Gleichzeitig haben die Kommunen seit Jahren mit der Verlagerung von 
Aufgaben und Kosten auf ihre Ebene zu kämpfen87. In Hinblick auf die 
Nachhaltigkeit werden dem Modernisierungsprozess allerdings weitgehende 
Defizite bescheinigt88. 
2.3.1.2 Von der Ordnungskommune zur Nachhaltigkeitskommune 
Insgesamt ist die Umgestaltung von der Ordnungs- zur Dienstleistungskommune 
noch nicht ganz abgeschlossen. Diese stellt aber nur einen Zwischenschritt in der 
kommunalen Entwicklung dar. 
Der demografische Wandel und die daraus resultierenden sozialen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen können allein mit betriebswirtschaftlichen 















                                                 
86
 Doppelte Buchführung in Konten, Anmerkung des Verfassers. 
87
 Vgl. Assman/Schoch S. 35-38. 
88
 Vgl. Kopatz S. 14-16 sowie S. 45 ff. 
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Im Zuge dessen wird eine Entwicklung hin zu einer Bürger- und darauf aufbauend 
zu einer Nachhaltigkeitskommune als notwendig erachtet89. 
Die Übergänge verlaufen dahingehend fließend und werden in den jeweiligen 
Kommunen in teils sehr unterschiedlichen Zeitfenstern stattfinden. 
2.3.2 Definition nachhaltige Beschaffung 
2.3.2.1 Gütesiegel, Normen und Standards 
Grundsätzlich wird in der Literatur nach Produktstandards, Prozessstandards und 
nach Verhaltensstandards unterschieden90. Für das kommunale Beschaffungs-
wesen sind hauptsächlich Produkt- und Verhaltensstandards relevant. 
Produktstandards enthalten Merkmale von Produkten wie zum Beispiel 
Inhaltsstoffe oder Form und sind leicht kontrollierbar.  
Verhaltensstandards wiederum haben klare Handlungsanleitungen für ein 
Verhalten im Zusammenhang mit den Betriebsabläufen zum Inhalt. Diese sind 
insbesondere die Garantie von Mindestlöhnen, Verzicht auf Kinderarbeit, 
Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen. Die genannten 
Standards werden meist durch Zertifikate nachgewiesen. Diese Zertifikate, 
werden meist in Form von Gütesiegeln oder Lables verwendet.  
Dabei sind allein die Umweltzeichen in ihrer Menge kaum überschaubar. Sie sind 
auch hinsichtlich ihrer Verlässlichkeit sehr unterschiedlich zu bewerten. Am 
zuverlässigsten sind die der Kategorie I einzustufen91, welche Unabhängigkeit und 
Transparenz garantiert. In diesem Bereich sind alle staatlichen und multi-
nationalen Umweltzeichen der europäischen Staatengemeinschaft angesiedelt. 
Auch für fair gehandelte Produkte gibt es entsprechende Produktsiegel und 
zertifizierte Handelsorganisationen. Eine weiterführende Darstellung der 
Standards und Siegel würde an dieser Stelle zu weit führen92. 
                                                 
89
 Vgl. Kopatz S. 133-135 sowie Bogumil/Holtkamp/Schwarz S. 13 ff. 
90
 Vgl. Koplin S. 52-53. 
91
 Vgl. ICLEI Handbuch S. 31-32 gemäß Anlage 4.8. 
92
 An dieser Stelle sei auf die Links zu den entsprechenden Websites welche in Anlage 5 zu  
    ersehen sind, verwiesen. Anmerkung des Verfassers. 
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2.3.2.2 Was ist ein nachhaltiges Produkt? 
Eine allumfassende und allgemein gültige Definition eines nachhaltigen Produktes 
hat sich bisher aus der Literatur nicht herauskristallisiert. Auf Grund der vielen 
unterschiedlichen Produkte, welche in der Verwaltung verwendet werden, ist es 
erforderlich die wesentlichen Anforderungen kurz darzustellen. 
Aus ökonomischer Sicht sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie 
die Folgekosten im Rahmen einer Lebenszyklusbetrachtung, bis hin zu den 
Entsorgungskosten zu berücksichtigen93. 
Aus ökologischer Sicht sind der Gehalt an gefährlichen Stoffen und Materialien 
sowie der Anteil der nachwachsenden Rohstoffe zu bedenken. Des Weiteren ist 
der mengenmäßige Verbrauch an Wasser und Energie wesentlich. Zu guter Letzt 
soll noch der Anteil an recyclebaren Stoffen am Lebenszyklusende Eingang in die 
Betrachtungen finden. 
Die soziale Komponente einer nachhaltigen Beschaffung ist ein relativ neues 
Handlungsfeld. Dieser auch als faire Beschaffung94 bezeichnete Bereich wird 
teilweise noch getrennt von der ökologisch orientierten Beschaffung betrachtet. 
Aus sozialer Sicht als nachhaltig gilt das Beschaffungswesen dann, wenn in ihm 
die Grundsätze des fairen Handels berücksichtigt werden. Kernelemente des 
fairen Handels sind besonders im Hinblick auf die südlichen Länder95: 
- Angemessene Preise zur Gewährleistung fairer Löhne 
- Transparenz und Rückverfolgbarkeit während der gesamten Lieferkette 
- Produktionsbedingungen die den acht Kernübereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation  entsprechen96 
- Achtung der Umwelt 
- Schutz der Menschenrechte, insbesondere die der Frauen und Kinder  
                                                 
93
 Vgl. ICLEI Handbuch S. 8-9 gemäß Anlage 4.8. 
94
 Vgl. LUBW AM 49 S. 4 gemäß Anlage 4.1. 
95
  Vgl. LUBW AM 49 S. 5. 
96
 Diese sind: Übereinkommen 29, Zwangsarbeit (1930), Übereinkommen 87, Vereinigungs- 
     freiheit und Schutz des Vereinigungsrechts (1948), Übereinkommen 98, Vereinigungsrecht und  
     Recht zu Kollektivverhandlungen, (1948), Übereinkommen 100, Gleichheit des Entgelts 
     (1951), Übereinkommen 105, Abschaffung der Zwangsarbeit (1957), Übereinkommen 111,  
     Diskriminierung (1958), Übereinkommen 138, Mindestalter (1973), Übereinkommen 182,  
     Verbot und Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (1999) Die ILO-Konvention  
     182 wurde im Jahr 2002 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet. Anmerkung des  
     Verfassers. 
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Ein nachhaltiges Produkt ist demnach gegeben, wenn ökologische, ökonomische 
und soziale Kriterien, so weit möglich, über den gesamten Produktlebenszyklus 
hin Beachtung finden. 
2.3.2.3 Definition nachhaltige Beschaffung 
Im ICLEI-Handbuch wird nachhaltige Beschaffung wie folgt definiert: 
„Im umfassendsten Fall bedeutet nachhaltige Beschaffung, dass ökologische und 
soziale Überlegungen in allen Beschaffungsaktivitäten systematisch integriert 
werden – von der Ermittelung des tatsächlichen Bedarfs über die Festlegung 
technischer Spezifikationen und Zuschlagskriterien bis hin zur Überprüfung der 
Ausführung und der Ergebnisse, unabhängig davon, ob Produkte, Dienst- oder 
Bauleistungen gekauft werden.“97 
Im weiteren Verlauf wird sich dennoch hauptsächlich auf die Beschaffung von 
Produkten konzentriert. 
2.3.3 Leitlinien und Normen für eine nachhaltige Beschaffung 
2.3.3.1 Internationale und europäische Ebene 
Auf internationaler Ebene hat das öffentliche Beschaffungswesen in dem 
Umsetzungsplan des Weltgipfels 2002 in Johannesburg Einzug gefunden. Darin 
werden die relevanten Behörden aufgefordert „auf allen Ebenen Belange der 
nachhaltigen Entwicklung bei der Entscheidungsfindung, (…) einschließlich der 
öffentlichen Beschaffung (…) zu berücksichtigen.“ Weiterhin wird verlangt, 
durch die öffentlichen Beschaffungspolitiken die Entwicklung und Verbreitung 
umweltgerechter Waren und Dienstleistungen zu fördern98. 
Auf europäischer Ebene ist der Appell bezüglich eines nachhaltigen öffentlichen 
Beschaffungswesens in der erneuerten EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung 
des Jahres 2006 aufgenommen99. Dort wird nachhaltiger Konsum und nachhaltige 
Produktion als zentrale Herausforderung angeführt und durch operative Ziele 
ergänzt. Eines dieser Ziele hat zum Inhalt, dass das öffentliche 
                                                 
97
 Vgl. ICLEI Handbuch S. 8 gemäß Anlage 4.8. 
98
 Vgl. Plan of Implementation, Abschnitt III. 19 gemäß Anlage 4.9. 
99
 Vgl. EU-Nachhaltigkeitsstrategie S. 12-13 gemäß Anlage 4.10. 
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Beschaffungswesen bis zum Jahr 2010 im EU-Durchschnitt das Niveau der [zur 
damaligen Zeit] besten Mitgliedsstaaten erreicht. Im EU-Handbuch für 
umweltorientierte Beschaffung wird die „Integration der Umweltdimension in alle 
anderen Politikbereiche (…) durch verstärkten Einsatz marktbasierter Instrumente 
(…)“ verlangt100. Zusätzlich wird im Handbuch, hinsichtlich des sozialen Aspekts 
der nachhaltigen Entwicklung, auf die Möglichkeiten zur Berücksichtigung 
sozialer Belange bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und auf die neuen 
Vergaberichtlinien hingewiesen101. 
2.3.3.2 Deutschland und Baden-Württemberg 
Die Bundesregierung unterstützt gemäß ihrer Nachhaltigkeitsstrategie entspre-
chende nachhaltige Produkte hauptsächlich durch Informationsinstrumente, 
Gesetzgebungsvorhaben und Zertifizierungskampagnen. Der verwaltungsinterne 
Beschaffungssektor wurde lediglich in einer Beschaffungsvorgabe für zertifizierte 
Holzprodukte in die Strategie mit aufgenommen102. Darüber hinaus bekennt sich 
die Bundesregierung jedoch ausdrücklich zum Umsetzungsplan des Weltgipfels 
von Johannesburg aus dem Jahre 2002103. Seit Januar 2008 gelten für alle 
Bundesdienststellen Leitlinien zur Beschaffung energieeffizienter Produkte und 
Dienstleistungen104. 
In der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes BW ist der öffentliche Beschaffungs-
prozess explizit aufgeführt. Hier heißt es in Punkt IX. der Strategie: „Verwaltung 
und Justiz sind (…) Marktakteure. Sie beschaffen Güter und verbrauchen 
Ressourcen. Um seiner Vorbildfunktion gerecht zu werden, muss der Staat (…) 
Impulse für mehr Nachhaltigkeit in Produktion und Konsum geben.“105 Im 
Unterpunkt „Öffentliche Beschaffung und Förderung nachhaltig gestalten“ heißt 
es: „Das Beschaffungs- und Förderwesen der öffentlichen Hand in BW soll sich 
an Nachhaltigkeitskriterien ausrichten, d.h. neben ökonomischen auch 
                                                 
100
 Vgl. EU-Handbuch Umweltorientierte Beschaffung S. 7 gem. Anlage 4.6. 
101
 RL 2004/18/EG vom 31.03.2004, Anmerkung des Verfassers 
102
 Vgl. Nachhaltigkeitsstrategie Bundesregierung 2008 S. 112 gemäß Anlage 4.4. 
103
 Vgl. Nachhaltigkeitsstrategie Bundesregierung 2008 S.16 gemäß Anlage 4.4. 
104
 Vgl. Bundesanzeiger Nr. 12 vom 23.01.2008 S. 198-199. 
105
 Vgl. Jetzt das Morgen gestalten S. 27 gemäß Anlage 4.11. 
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ökologische und soziale Faktoren berücksichtigen.“106  
Unabhängig davon war schon vor Veröffentlichung der Nachhaltigkeitsstrategie 
in der Beschaffungsanordnung107 des Landes der Umweltschutz als allgemein 
verbindlicher Beschaffungs- und Vergabegrundsatz festgelegt. Eine zusätzliche 
Norm auf Landesebene ist die Verwaltungsvorschrift zur Vermeidung aus-
beuterischer Kinderarbeit108. Darin werden, für häufig in ausbeuterischer Kinder-
arbeit hergestellte Produkte, Eigenerklärungen oder Zusicherungen der Anbieter 
verlangt. Dieses Vorgehen wird auch den kommunalen Auftraggebern empfohlen. 
2.3.3.3 Kommunen in Baden-Württemberg 
Empirisch belastbares Zahlenmaterial zur umweltorientierten kommunalen 
Beschaffung liegt nicht vor. Grundsätzlich wird der umweltorientierten Beschaf-
fung eine sehr große Akzeptanz zugeschrieben. Die Beachtung sozialer Aspekte, 
in Form der fairen Beschaffung ist auf kommunaler Ebene allerdings weitaus 
weniger verbreitet. Im August 2009 waren in BW nachweislich 27 Kommunen 
auf dem Gebiet der fairen Beschaffung engagiert109. Auch die gemeindeinternen 
Verfahrensweisen differieren erheblich. Hier wird von einem informell 
praktizierten Vorgehen, über entsprechende Dienstanweisungen bis hin zu 
formellen Gemeinderatsbeschlüssen die ganze Bandbreite der gemeindlichen 
Kompetenzen ausgeschöpft.  
2.3.4 Rechtsgrundlagen einer nachhaltigen kommunalen Beschaffung 
Als die wesentliche Rechtsgrundlage für ein nachhaltiges Beschaffungswesen ist 
die Neufassung des § 97 Abs. 4 GWB zu nennen. Auch wenn das GWB unterhalb 
der Schwellenwerte für kommunale Auftraggeber in BW keine unmittelbare 
Anwendung findet, strahlen die Regelungen des § 97 Abs. 4 auf entsprechende 
Vergaben aus. Hierzu heißt es in den Hinweisen des deutschen Städtetages: „Das 
                                                 
106
 Vgl. Jetzt das Morgen gestalten S. 29 gemäß Anlage 4.11. 
107
 Vgl. Verwaltungsvorschrift der Landesregierung über die Beschaffung in der Landes-
verwaltung (Beschaffungsanordnung BAO) vom 17.Dez 2007, Az.: 1-0230.0/135-,  
   GABl. Nr. 1 vom 30.01.2008 S. 14-18. 
108
 Vgl. Verwaltungsvorschrift der Ministerien zur Vermeidung des Erwerbs von Produkten aus  
      ausbeuterischer Kinderarbeit bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (VwV Kinderarbeit öA)  
      Az.: 2-2242.0/96 (IM) vom 20.08.2008, GABl. 2008 S. 325. 
109
 Vgl. LUBW AM 49, S. 28 gemäß Anlage 4.1. 
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bedeutet nicht, dass soziale Ausführungsbedingungen im Unterschwellenbereich 
unzulässig wären. Vielmehr ist das Gegenteil der Fall: Der öffentliche Auftrag-
geber hat im Unterschwellenbereich generell weit mehr Handlungsspielräume als 
im Oberschwellenbereich.“ 110 
2.3.5 Zusammenfassung 
Kommunen spielen bei der nachhaltigen Entwicklung eine entscheidende Rolle. 
Im Zuge dessen müssen neben ökonomischen  auch ökologische und soziale 
Überlegungen systematisch in das kommunale Beschaffungswesen integriert 
werden. Dabei gibt es eine Vielzahl von Anforderungen an nachhaltige Produkte, 
welche durch eine große Anzahl von Normen, Standards und Gütesiegeln definiert 
werden können. Ein nachhaltiges kommunales Beschaffungswesen steht im 
Einklang mit diversen internationalen und nationalen Nachhaltigkeitsstrategien. 
Als Rechtsgrundlage dient auf kommunaler Ebene im Oberschwellenbereich 
vorrangig der § 97 Abs. 4 GWB, welcher aber auch im Unterschwellenbereich auf 
die Beschaffung ausstrahlt. 
                                                 
110
 Vgl. Die Berücksichtigung sozialer Belange im Vergaberecht S. 12 gemäß Anlage 4.12. 
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3 Mögliche Chancen und Herausforderungen 
3.1 Allgemeines zu den möglichen Chancen und 
Herausforderungen 
Wie bereits zu Beginn der Arbeit bemerkt, handelt es sich beim nachhaltigen 
Beschaffungswesen um ein neues Handlungsfeld. Daher war es notwendig 
mögliche Chancen und Herausforderungen unter Zuhilfenahme der Erfahrungen 
aus ähnlichen Prozessen und Neuerungen herauszufiltern. Diese sind insbesondere 
Erkenntnisse aus der Einführung des NSM111, der umweltorientierten 
Beschaffung112 sowie die der Lokalen Agenda 21. Des Weiteren flossen in die 
Bestimmung der wesentlichen Punkte Erfahrungen aus dem Umfeld des Agenda-
Büro des Landes BW mit in die Überlegungen ein. 
3.2 Herausforderungen bei Organisation und 
Rahmenbedingungen  
3.2.1 Leitbildprozesse,  Initiativakteure und Gemeinderatsbeschlüsse 
Eine wesentliche Rolle bei Reformprozessen wird allgemein einer 
Leitbilddiskussion zugeschrieben113. Dennoch ist das Nachhaltigkeitskonzept in 
der Leitbilddiskussion der Modernisierungsprozesse bisher vernachlässigt 
worden114. Dabei ist die Entwicklung von Leitbildern Chance und Heraus-
forderung zugleich. Zum einen erfüllen sie nach außen eine Transparenz- und 
Legitimationsfunktion115, zum anderen wirken sie durch ihre Motivations- und 
Identifikationsfunktion nach innen. Als hemmend erweist sich aber häufig die 
Komplexität eines Leitbildprozesses und der dafür erforderliche Zeitaufwand116. 
Damit einhergehend erfahren Leitbilder häufig ein Akzeptanzdefizit117. Sie 
verbessern die Durchschaubarkeit der Verwaltung, werden aber auch als höherer 
                                                 
111
 Vgl. Hopp/Göbel S. 31. 
112
 Vgl. Fiedler S. 212. 
113
 Vgl. Hopp/Göbel S. 55. 
114
 Vgl. Kopatz S. 44. 
115
 Vgl. Hopp/Göbel S. 64. 
116
 Vgl. Hopp/Göbel S. 55. 
117
 Vgl. Hopp/Göbel S. 67. 
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Kontrolldruck wahrgenommen118. 
Neben den oben genannten Gesichtspunkten wurde der politischen Perspektive in 
der Modernisierungspraxis zu wenig Raum gegeben119. Die Ausrichtung der 
Kommunen in Richtung Effizienz und Bürgerorientierung bringt mit der 
vermehrten Lenkung des Verwaltungshandelns durch ökonomische Kennziffern 
strukturelle Nachteile für die politische Steuerung mit sich120. Gleichwohl wird, 
um die Potenziale der Modernisierung voll ausschöpfen zu können, der 
frühzeitigen Einbindung der Räte in die Veränderungsprozesse eine hohe Priorität 
eingeräumt121.  
3.2.2 Rolle der inneren Organisation des Beschaffungswesens 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist die innere Organisation des Beschaffungswesens. 
Besonders in Verbindung mit der Einführung des NSM wurden von der KGSt 
Kriterien für einen leistungsfähigen Einkauf empfohlen. Darin sind sowohl 
Empfehlungen für die Organisation als auch für Schulungsbedarf und 
Qualifikation der Einkäufer enthalten. Insgesamt wurde von der früheren 
Trennung zentraler oder dezentraler Beschaffung Abstand genommen122. 
Grundsätzlich wird hier zwischen dem Einkauf von Allgemeinbedarf, 
übergreifendem Fachbedarf und Fachbedarf unterschieden. Im Allgemeinen stellt 
das moderne kommunale Beschaffungswesen einen Kompromiss zwischen 
Steuerungsaufwand und Gesamtkosten auf der einen Seite sowie dezentraler 
Ressourcenverantwortung auf der anderen Seite dar. Allerdings hat die Größe der 
beschaffenden Verwaltung als Strukturmerkmal einen wesentlichen Einfluss auf 
die Organisation und das Beschaffungsverhalten123. Die Empfehlungen der KGSt 
sind daher vor allem auf die tägliche Praxis kleiner und mittelgroßer Kommunen 
nur bedingt übertragbar124. Die Qualifikation der mit der Beschaffung 
beauftragten Mitarbeiter ist eine zusätzliche Variable. Die Beschaffer sind in der 
                                                 
118
 Vgl. Hopp/Göbel S. 64/65. 
119
 Vgl. Brandel/Stöbe-Blossey/Wohlfahrt S. 11, ebenso KGSt Nachhaltigkeitsindex, 
Abschlussbericht S. 40-41 gemäß Anlage 4.13. 
120
 Vgl. Wohlfahrt/Zülke S. 31. 
121
 Vgl. Brandel S. 30. 
122
 Vgl. KGSt-Bericht 1/1997 S. 7-11. 
123
 Vgl. Hilse S. 119. 
124
 Anmerkung des Verfassers. 
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Regel im Bereich des mittleren oder gehobenen Dienstes angesiedelt. Daraus wird 
geschlussfolgert, dass in Kommunalverwaltungen nicht die Notwendigkeit eines 
beschaffungsbezogenen Anforderungsprofils gesehen wird125. Fraglich ist, 
welchen Einfluss die innere Organisation der Beschaffung auf ein nachhaltiges 
Beschaffungswesen ausübt. 
3.2.3 Rechtliche Konflikte 
Rechtliche Konflikte und Unsicherheiten werden häufig als großes Hemmnis für 
ein geändertes Beschaffungsverhalten angeführt126. Dies ist angesichts des 
zersplitterten deutschen Vergaberechts, des steigenden Einflusses des EU-Rechts 
und der mit der Vergabe öffentlicher Aufträge in Verbindung stehenden 
Gemengelage der verschiedenen Rechtsgebiete sowie der Verordnungsvielfalt im 
öffentlichen Bereich nicht verwunderlich127. Damit einhergehend stellt eine 
ordnungsgemäße Auftragsvergabe an sich schon eine gewisse Herausforderung 
dar. Besonders oberhalb der Schwellenwerte bestehen wegen des Risikos von 
Nachprüfungsverfahren und eventueller Schadensersatzanforderungen Be-
denken128. Mittlerweile sind die Inhalte der EU-Vergaberichtlinien in nationales 
Recht umgesetzt und ermöglichen eine Berücksichtigung von ökologischen und 
sozialen Aspekten bei der Auftragsvergabe sowohl für den Auftragsgegenstand als 
auch für die Auftragsausführung129. Dies war allerdings im Rahmen der Wertung 
von Sekundärzielen auch schon bisher möglich. Dahingehend wird die praktische 
Relevanz und die Notwendigkeit der Neuregelungen des § 97 Abs. 4 GWB 
zumindest teilweise angezweifelt130. Insgesamt aber scheint der Sachstand 
bezüglich eines nachhaltigen Beschaffungswesens in den Kommunen nicht 
hinreichend bekannt131. 
Im Vorfeld dieser Arbeit wurde durch den Verfasser bei den Rechtsaufsichts-
behörden in mehreren Landkreisen, bei der Gemeindeprüfungsanstalt sowie der 
                                                 
125
 Vgl. Hilse S. 258. 
126
 Vgl. Nachhaltige Beschaffung in der Kommunalen Praxis S. 5 gemäß Anlage 4.14. 
127
 Vgl. Kunert S. 25. 
128
 Vgl. Die Berücksichtigung sozialer Belange im Vergaberecht S. 3 gemäß Anlage 4.12. 
129
 Vgl. Die Berücksichtigung sozialer Belange im Vergaberecht S. 7 gemäß Anlage 4.12. 
130
 Vgl. Müller-Wrede S. 23. 
131
 Vgl. Nachhaltige Beschaffung in der Kommunalen Praxis S. 5 gemäß Anlage 4.14. 
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KGSt nachgefragt, ob es aus ihrer Erfahrung heraus überhaupt Rechtskonflikte im 
Zusammenhang mit der Thematik bekannt seien. Dies wurde jeweils verneint. 
Nun stellt sich die Frage in wie fern es in der kommunalen Praxis überhaupt 
rechtliche Konflikte im Zusammenhang mit der Thematik gibt und wenn ja, wie 
die auf diesem Gebiet aktiven Kommunen damit umgegangen sind. 
3.3 Umsetzung und Implementierung 
3.3.1 Konzepte, Aufwand und Kosten 
Im Zuge der Organisationsgestaltung sind, neben Leitbildern oder Zielformulie-
rungen im Rahmen des Planungsprozesses, die weiteren Schritte zu Realisation 
und Implementierung entscheidend132. Den in den theoretischen Grundsätzen der 
Organisationsgestaltung stehen in der kommunalen Praxis eine Vielzahl von 
Hemmnissen und Mängeln jedweder Art gegenüber133. Im Verwaltungsalltag kann 
jede der oben genannten Gestaltungsstufen ihre eigenen Herausforderungen und 
Chancen beinhalten. Wie die Kommunen vor Ort insgesamt konzeptionell damit 
umgegangen sind, welchen Aufwand dies verursacht hat und welche Hürden es 
speziell im Zusammenhang mit einem nachhaltigen Beschaffungswesen  zu über-
winden gilt, ist Teil der späteren Untersuchung.  
3.3.2 Messung der Zielerreichung 
Ebenso wichtig wie die Realisation und Implementierung eines Gestaltungs-
prozesses ist die Kontrolle der Zielerreichung. Damit soll nicht nur der be-
absichtigte Erfolg sichergestellt werden, sondern die Weiterentwicklung des 
Prozesses an sich Bestandteil der organisatorischen Tätigkeit werden. Für die 
Beobachtung und Bewertung möglicher Zielerreichungsgrade im nachhaltigen 
Beschaffungsmanagement wird an dieser Stelle bewusst der Begriff Monitoring in 
Abgrenzung zum Controllingbegriff des NSM gewählt. Der Theorie nach 
beinhaltet der Begriff Nachhaltigkeit im Zusammenhang mit dem Beschaffungs-
wesen Elemente des strategischen und operativen Controllings.  
                                                 
132
 Vgl. Hopp/Göbel S. 225. 
133
 Vgl. Hopp/Göbel S. 36-37 sowie S. 226-227. 
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Es gibt Ansätze nach denen ein Controlling nur subsidiär anzuwenden sei. Bei 
Anwendung anderer Rationalität gewährleistender Vorkehrungen, wie zum 
Beispiel der Intuition, ist ein Controlling im bisher verstandenen Sinn 
möglicherweise ganz entbehrlich134. Dennoch scheint es notwendig die 
Maßnahmen beobachtend zu begleiten, um zumindest Erfahrungen im positiven 
wie negativen Sinn weitergeben zu können. 
3.3.3 Begleitende Maßnahmen 
Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Werthaltungen in den öffentlichen Verwaltungen nicht weit genug verbreitet sind, 
um sich dem Gedanken der Nachhaltigkeit verpflichtet zu fühlen und 
dementsprechend zu handeln135. Auch wenn die Verankerung des Nachhaltigkeits-
gedankens weit über die Anforderungen an ein produktorientiertes Verwaltungs-
handeln hinausgeht, kann man dennoch gewisse Ansprüche an die Mitarbeiter aus 
dem derzeitig noch andauernden Reformprozess hin zur Dienstleistungskommune 
in die Zukunft übertragen. Demnach „muss den Mitarbeitern mehr denn je 
vermittelt werden, dass sich die Anforderungen der Arbeitsfelder immer rascher 
wandeln, was eine kontinuierliche Entwicklung der Fähigkeiten notwendig macht 
(lebenslanges Lernen).“136 
Wie schon in 2.3.1.2 kurz angerissen lassen sich die gesellschaftlichen Heraus-
forderungen der Zukunft mit verwaltungsinternen Lösungen nicht bewältigen. 
Was fehlt ist ein neues Leitbild für die Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik137. 
Dahingehend wird man nicht umhinkommen eine aktivierende Kommunalpolitik 
für eine neue Gemeinschaftskultur zu implementieren138. Eine Kommunikation 
des innovativen Verwaltungshandelns nach innen und außen kann dazu sicherlich 
beitragen.  
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 Vgl. Hopp/Göbel S. 72/73. 
135
 Vgl. Kopatz S. 137. 
136
 Vgl. Hopp/Göbel S. 132. 
137
 Vgl. Opaschowski S. 27. 
138
 Vgl. Opaschowski S. 393. 
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3.4 Begleitende Effekte 
3.4.1 Auswirkungen auf die Mitarbeiter und Synergieeffekte 
Im Zuge von Modernisierungsprozessen, aber auch im Bereich des kommunalen 
Öko-Audits, wurden neben den unmittelbar gewollten Wirkungen eine Vielzahl 
begleitender Effekte festgestellt.  
Kopatz bescheinigt den Beschäftigten beim Thema Umweltschutz eine hohe 
Motivation. Gleichzeitig propagiert er Einsparmöglichkeiten, welche durch die 
Erschließung von ökologischen Entlastungspotenzialen erkannt wurden, aber vor-
her auf Grund des geringen Kostensenkungspotenzials vernachlässigt wurden139. 
Ergänzend dazu sei erwähnt, dass umwelt- und sozialgerecht wirtschaftenden 
Unternehmen eine höhere Produktivität zugeschrieben wird140. Natürlich sind die 
hier gemachten Aussagen denkbar vage, sie stellen jedoch Chancen dar, welche es 
zu hinterfragen lohnt. 
3.4.2 Marketing und Rolle der Stakeholder 
Das Thema des nachhaltigen Beschaffungsmanagements ist unter Marketing-
aspekten bisher kaum beleuchtet worden. Auch hier möchte ich versuchen 
Parallelen aus dem Bereich der ökologisch orientierten Beschaffung zu ziehen. Im 
Zusammenhang mit den Funktionen der dieser Beschaffung schreibt Rothgang: 
„Der bedeutendste Beitrag umweltfreundlicher Beschaffung in der [sic!] Städten 
und Gemeinden liegt aber wahrscheinlich in seiner dritten [hier Vorbildfunktion, 
der Verfasser] Richtungsweisung.“141 Besonders der kontinuierlichen Öffentlich-
keitsarbeit kommt im Kontext mit dem Nachhaltigkeitsgedanken eine Schlüssel-
rolle zu. Dabei ist nicht nur die Bürgerschaft an sich Adressat sondern auch 
relevante Gruppen im Sinne eines Stakeholderansatzes. Deshalb wird „(…) eine 
systematische Pflege der Beziehungen zur Gesellschaft (…) als unabdingbar 
erachtet (…). Dahingehend besteht „das primäre Ziel (…) darin, eine Atmosphäre 
der Offenheit und des Verständnisses zu schaffen.“142 
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 Vgl. Kopatz S. 69. 
140
 Vgl. Sibum/Kreibich/Burgdorff S. 74. 
141
 Vgl. Fiedler S. 194. 
142
 Vgl. Nieschlag/Dichtl/Hörschgen S. 537. 
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Das an sich nach innen gerichtete Beschaffungsmanagement besitzt in einer 
nachhaltigen Ausrichtung unter Marketinggesichtspunkten ein hohes Potenzial. 
Ob und wie dieses genutzt werden kann ist daher untersuchenswert. 
3.4.3 Auswirkungen auf regionale Anbieter und Wertschöpfungsprozesse 
Die kommunale Beschaffung unterliegt verschiedenen Zielvorgaben. Diese 
können wirtschaftspolitischer, sozialer, umweltpolitischer oder sonstiger Art 
sein143. Von den Beschaffungsstellen werden auf Grund der Wirtschaftsförderung 
oft ortsansässige Bieter bevorzugt behandelt. Dies resultiert meist nicht aus 
schriftlich fixierten Beschaffungsrichtlinien, sondern gehört regelmäßig zum 
mündlich vereinbarten und praktizierten Verwaltungshandeln. Es wird davon 
ausgegangen, „(…) dass auf kommunaler Ebene intensiv regionale (Wirtschafts-) 
Entwicklungsförderung durch Auftragsvergabe an ortsansässige Lieferanten 
betrieben wird.“144 In diesem Zusammenhang wird auch von Preispolitik im 
kommunalen Sektor gesprochen.145 
Schon zu Beginn des Studiums habe ich versucht mich dem Thema im Rahmen 
der Lokalen Agenda zu nähern und dahingehend viele Gespräche geführt. 
Tendenziell war zu erkennen, dass eine kostengünstigere nachhaltigere 
Beschaffung bei effektiverer Organisation durchaus als möglich erachtet wurde. 
Im selben Atemzug wurde aber erwähnt, auf keinen Fall die regionale 
Wertschöpfung zu vergessen. Möglicherweise liegt in dieser Einstellung ein hohes 
Vermeidungs-potenzial und es gilt zu hinterfragen ob die Bedenken berechtigt 
sind oder ob es sich um eine klassische Fehlattribution handelt. 
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 Vgl. Hilse S. 162. 
144
 Vgl. Hilse S. 165-166. 
145
 Vgl. Jourdan S. 39. 
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4 Erhebung 
4.1 Methoden- und Akteursauswahl 
4.1.1 Methode der Erhebung 
Die bisher geringe Relevanz des Themas in der Kommunalverwaltung lässt eine 
quantitativ belastbare empirische Untersuchung in diesem Rahmen kaum zu. 
Daher ist es im Rahmen meiner Arbeit nur möglich dahingehend Tendenzen 
aufzuzeigen. Auf Grund der entsprechend weit gefassten Fragestellung wurde die 
Form eines offenen leitfadenorientierten Experteninterviews als Erhebungs-
methode gewählt. Als Experte wird hier eine Person verstanden, welche „über 
einen privilegierten Zugang zu Informationen über Personengruppen oder 
Entscheidungsprozesse verfügt.“146 
4.1.2 Auswahl der Interviewpartner 
Die Auswahl in Frage kommender Kommunen erfolgte in Zusammenarbeit mit 
dem Agenda-Büro des Landes. Dabei wurde zunächst der Kreis der Kommunen, 
welche sich überhaupt im Bereich des nachhaltigen Beschaffungsmanagements 
engagieren, eingegrenzt. Anschließend wurde eine weitere Eingrenzung nach ver-
schiedenen Gemeindegrößen vorgenommen. Damit sollte eine Einbeziehung einer 
möglicherweise mit der Gemeindegröße zusammenhängenden unterschiedlichen 
Ressourcenverfügbarkeit gewährleistet werden. Die anschließende Gewinnung der 
Gesprächspartner an sich war, ob des prognostizierten Umfangs des Interviews 
und/oder der angestrebten Jahreszeit, die eigentliche Herausforderung dieser 
Phase. Letztendlich konnten Interviewpartner aus Tübingen (ca. 87.000 EW), 
Konstanz (ca. 83.000 EW), Ravensburg (ca. 49.500 EW), Rheinstetten (ca. 20.500 
EW), Möglingen (ca. 10.500 EW), sowie Weissach im Tal (ca. 7.000 EW) gewon-
nen werden. Eine Stringenz hinsichtlich der Hauptaufgabenbereiche der Inter-
viewpartner konnte u.a. auf Grund der unterschiedlichen Organisationsstrukturen 
und des Querschnittcharakters der Thematik nicht eingehalten werden147.  
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 Vgl. Bogner/Littig/Menz S. 73. 
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 Idealerweise wären alle Interviewpartner die hauptamtlichen Beschaffer der jeweiligen  
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4.2 Gestaltung der Interviewleitfäden und Pre-Test 
4.2.1 Gestaltung der Interviewleitfäden 
Die Gestaltung des Interviewleitfadens wurde ebenfalls mit dem Agenda-Büro des 
Landes abgestimmt. Auch wurde der Fragenkatalog mit dem Vizepräsidenten des 
Gemeindetages, Herrn Brunnet, besprochen um mögliche Aspekte aus der Sicht 
eines kommunalen Spitzenverbandes zu berücksichtigen. Die Fragen sollten 
möglichst auch Sachverhalte zu Tage fördern, die eventuell außerhalb der im 
Kapitel 3 dieser Arbeit vermuteten Chancen und Herausforderungen liegen.  
Nach allgemeinen und organisatorisch relevanten Fragen folgten die vier, hier 
kurz begründeten, Fragegruppen148: 
Fragengruppe 1: Rahmenbedingungen und Organisation 
Mit ihr sollten im Wesentlichen die Bedingungen im Vorfeld der Einführung 
eines nachhaltigen Beschaffungsmanagements, die Verankerung des geplanten 
Vorhabens, die Kompetenzverteilung sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen 
hinterfragt werden. 
Fragengruppe 2: Umsetzung vor Ort 
Die Fragen der Gruppe 2 zielten vor allem auf die unmittelbare Umsetzung und 
die damit verbundene Vorgehensweise, den entstehenden Aufwand, die Produkte 
und Produktgruppen, kurz gesagt, das operative Geschäft ab. 
Fragengruppe 3: Begleitende Effekte und nachgelagerte Feststellungen 
Hier wird der Versuch unternommen Effekte zu verifizieren, welche entweder erst 
weit nach der Einführungsphase einer Neuerung festgestellt werden können oder 
aber nur indirekt mit den im Rahmen des Prozesses verfolgten Zielen zusammen-
hängen. 
Fragegruppe 4: „Offene“ Fragen 
Diese Fragegruppe hatte zum einen, das soll hier nicht verschwiegen werden, auch 
den Zweck der klassischen Auffangfrage, zum anderen sollte sie aber auch die 
Zukunftsperspektive abdecken. Dabei war nicht nur die Zukunftsplanung 
                                                                                                                                     
      Gemeinde gewesen. Dies war durch den Querschnittscharakter der Thematik nicht einzuhalten. 
Anmerkung des Verfassers. 
148
 Der vollständige Interviewleitfaden ist aus Anlage 1 zu ersehen. Anmerkung des Verfassers. 
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fokussiert, sondern auch die jeweiligen Wünsche, Erwartungen und Forderungen 
aus kommunaler Sicht. 
4.2.2 Durchführung des Pre-Tests 
Im Pre-Test des Leitfadens sollte neben der Verständlichkeit der Fragen auch der, 
bis dahin nur in der eigenen Einschätzung begründete, nötige Zeitrahmen ermittelt 
werden. Für diesen Zweck konnte ein Kollege des gehobenen Dienstes als 
Interviewpartner gewonnen werden, welcher sowohl über Erfahrung aus dem 
Referat Technik und Beschaffung der Landespolizei als auch aus dem Bereich der 
kommunalen Finanzverwaltung einer 10.000 Einwohnergemeinde verfügt. Dieser 
hatte bisher noch keine Berührungspunkte mit einem nachhaltigen Beschaffungs-
management im Sinne dieser Arbeit. Jedoch war die Fachkompetenz in 
Verbindung mit der neutralen Einstellung gegenüber dem Thema an sich 
besonders für die allgemeine Verständlichkeit der Fragen von hoher Relevanz. 
Der Pre-Test selbst ließ auf eine, je nach Intensität des Engagements differierende, 
Interviewdauer von 90 bis 120 Minuten schließen. 
4.3 Ablauf der Befragungen 
4.3.1 Vorbereitung der Interviewpartner 
Die potenziellen Interviewpartner wurden zuerst allesamt auf telefonischem Wege 
kontaktiert. Damit wurde bewusst ein persönliches Moment der sterilen Form 
einer schriftlichen oder elektronischen Anfrage vorgezogen. Vor allem die  
Notwendigkeit der Interviewdauer musste vermittelt werden. 
Im Vorfeld der Gespräche stimmten alle Interviewpartner sowohl einer Auf-
zeichnung des Gesprächs als auch seiner Umwandlung in digitale Audioform 
zwecks des Nachweises zu149.  
Anschließend wurde den zu Interviewenden ein Leitfadenentwurf150 zugesandt, 
um diesen eine notwendige Vorbereitung zu ermöglichen. Nach dem Pre-Test 
                                                 
149
 Die Originalinterviews sind im elektronischen Anhang als Audiodatei sowie in 
stichpunktartigen Textversionen enthalten. Anmerkung des Verfassers. 
150
 Es wurde hier mit einer Entwurfsfassung gearbeitet um den Interviewpartnern zu ermöglichen  
      sich eingehend auf die Befragung einzustellen. Anmerkung des Verfassers. 
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wurde den Interviewpartner mehrere Tage vor den Gesprächen ein endgültiger 
Interviewleitfaden zur Verfügung gestellt. 
4.3.2 Ablauf und Dokumentation der Befragungen 
Die Interviews wurden jeweils in den Diensträumen der Gesprächspartner 
durchgeführt. Während der Interviews wurden zusätzlich die in Anlage 3 
ersichtlichen Übersichten zu den entsprechenden Produkten und Produktgruppen 
ausgefüllt. Die Gespräche wurden über die gesamte Interviewdauer, welche im 
durchschnitt 2 Stunden betrug, aufgezeichnet. Des Weiteren wurde mit allen 
Gesprächspartnern vereinbart, ihnen die Gesprächsinhalte in Form eines 
stichpunktartigen Protokolls auf elektronischem Wege zukommen zu lassen. 
Damit sollte eine korrekte inhaltliche Wiedergabe der Gesprächsinhalte sicher-
gestellt werden. Da es sich bei den Protokollen insgesamt um mehr als 80 Seiten 
handelt sind diese lediglich als digitaler Anhang beigefügt. 
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5 Auswertung 
5.1 Allgemeine Erkenntnisse vorab 
5.1.1 Einschätzung des nachhaltigen Beschaffungsmanagements 
Zu Beginn des Gesprächs wurden die Interviewpartner um eine allgemeine 
Einschätzung des kommunalen Beschaffungswesens insgesamt gebeten. Demnach 
wird schon in vielen Kommunen nach ökologischen Kriterien beschafft. Die 
Beschaffung an sich ist aber sehr personenabhängig und wird allgemein nicht als 
klassische Verwaltungstätigkeit wahrgenommen. Oft sei die Verantwortung der 
Kommunen für das Gemeinwohl auf diesem Gebiet nicht erkennbar und es finden 
nur rein monetäre Aspekte Beachtung. Insgesamt habe sich auf diesem Gebiet in 
den vergangenen Jahren aber einiges bewegt.  
5.1.2 Einschätzung der wirtschaftlichen Gesamtlage 
Die wirtschaftliche Lage der befragten Gemeinden wird insgesamt, trotz der in 
2010 zum Teil wegbrechenden Gewerbesteuereinnahmen, verhalten positiv 
eingeschätzt. Die Aussagen dahingehend erstreckten sich von „Jammern auf 
hohem Niveau“ in Ravensburg und Tübingen151, über „noch gut vorhandene 
Handlungsspielräume“ in Konstanz152, bis hin zu „gut“ und „sehr gut“ in 
Möglingen und Rheinstetten153. Bei den beiden letztgenannten Kommunen wurde 
eine nicht so hohe Abhängigkeit von den Gewerbesteuereinnahmen als 
Begründung angeführt. Weissach ist seit 3 Jahren schuldenfrei und kommt auch 
im Jahr 2010 trotz einiger Investitionsvorhaben ohne Kreditaufnahme aus154.   
5.1.3 Motivation für das Engagement 
Die Motivation für das jeweilige Engagement konnte wegen der langjährigen 
Betätigung auf diesem Handlungsfeld teilweise nicht mehr genau verifiziert 
werden. Die gemachten Aussagen sind aber denkbar unterschiedlich gewesen. In 
                                                 
151
 Interview in Ravensburg am 07.01.2010 sowie in Tübingen am 20.01.2010. 
152
 Interview in Konstanz am 19.01.2010. 
153
 Interview in Möglingen am 13.01.2010 sowie in Rheinstetten am 11.01.2010. 
154
 Interview in Weissach am 18.01.2010. 
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Ravensburg waren persönliche Schlüsselerlebnisse des OB und des mit der 
Beschaffung beauftragten Mitarbeiters anlässlich früherer Auslandsaufenthalte 
und persönlicher Erfahrungen in NGO´s ausschlaggebend. In Weissach geht man 
schon seit Mitte der 70er Jahre, auf Grund einer damals vom Landkreis geplanten 
Mülldeponie und des daraus entstandenen Umweltvereins, sehr sensibel mit der 
Thematik um. In Rheinstetten wurde zu Beginn hauptsächlich die positive 
Außendarstellung bezweckt. In den anderen Gemeinden konnte kein spezielles 
Anfangsmotiv genannt werden. 
5.2 Organisatorische und rechtliche Rahmenbedingungen 
5.2.1 Initiativakteure, Leitbildprozesse und Gemeinderatsbeschlüsse 
5.2.1.1 Leitbildprozesse und Gemeinderatsbeschlüsse 
Einen Leitbildprozess im eigentlichen Sinn gab es bei den befragten Kommunen 
allein in Konstanz. Dort wurde 1992/93 ein Verwaltungsleitbild erstellt und in 
diesem Rahmen auch ein Gemeinderatsbeschluss zur nachhaltigen, damals noch 
ökologisch orientierten Beschaffung gefasst. Ein „Leitbildprozess war zu der Zeit 
einfach in“155 und es gab weder bei der Verwaltung noch beim Rat Bedenken 
einen solchen anzustoßen.  
Tübingen ist seit Ende der 80er Jahre auf dem Gebiet der ökologischen 
Beschaffung engagiert. In den Jahren 2001/2002 wurde hier ein umfassender 
Stadtleitbildprozess unter intensiver Einbeziehung der Bürgerschaft durchgeführt. 
Dieser beinhaltete viele Nachhaltigkeitsaspekte. Daran beteiligten sich auch 
einzelne Ratsmitglieder und kleinere Fraktionen, die Beschlussfassung zum 
Leitbild Tübingen 2030 jedoch wurde vom Rat verweigert. Der Grund dafür wird 
in der nicht verpflichtenden Einbindung des Rates in den Prozess gesehen. Später 
hat sich der Rat bereit erklärt, die für die jeweiligen Entscheidungen relevanten 
Leitbilder „zu berücksichtigen“ [und] „in die Diskussion mit einzubeziehen“156. 
In Ravensburg hält man eine Leitbilddiskussion grundsätzlich für wichtig, sieht 
für die Stadt selbst im Moment aber keinen Bedarf dafür. Der Rat stimmte hier im 
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 Interview in Konstanz am 19.01.2010. 
156
 Interview in Tübingen am 20.01.2010. 
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Jahr 1996 dem „Programm Ökologische Stadtentwicklung Ravensburg“ zwar 
grundsätzlich zu, hob aber hervor, dass es sich hierbei „ohne weitere 
Sachbeschlüsse nur um eine Absichtserklärung“157 handelte. Im Rahmen des 
Programms zur Lokalen Agenda 21 wurde der oben genannte Plan wieder 
aufgegriffen. Darin sind Richtlinien enthalten, in allen Verwendungsbereichen der 
Stadtverwaltung umweltfreundliche Produkte einzusetzen. Eine neue 
Beschlussfassung gab es in diesem Rahmen nicht. 
Bundesweit bekannt wurde Rheinstetten im Jahr 2002 durch die medienwirksame 
Präsentation der „Rheinstettener Erklärung“. Darin erklärt sich die Stadt 
zusammen mit allen Ratsmitgliedern bereit, die Prinzipien des fairen Handels in 
umfassender Weise zu berücksichtigen. Die Erklärung wurde ohne Ratsbetei-
ligung von wenigen Verwaltungsmitarbeitern erstellt und lediglich von diesen 
unterschrieben. Nach Einschätzung meines Gesprächspartners ist der Gedanke der 
fairen Beschaffung in der eigenen Verwaltung wenig verankert. Trotz einer 
dahingehend erlassenen Dienstanweisung schätzt er das jährliche faire 
Beschaffungsvolumen weniger als 5.000 €.  
In Weissach gibt es seit kurzem eine Leitbilddiskussion im Rahmen des Gemein-
deentwicklungskonzepts „Weissach 2020“. Vorher gab es existierte ein Grund-
satzbeschluss zur Lokalen Agenda. Beim Einstieg in diese wurde von den aktiven 
Akteuren ein Leitbildprozess „ausdrücklich nicht gewünscht.“ Der Gemeinderats-
beschluss wird zuvorderst „eher [als] ein Instrument der Dokumentation“ 
betrachtet. Bei den Bürgern sei eher die Einstellung „schwätzen bringt nix, 
machen muss man etwas“ anzutreffen158. Mein Gesprächspartner musste sich trotz 
anderer Einstellung davon überzeugen lassen, dass ein Leitbildprozess zu einem 
früheren Zeitpunkt eher kontraproduktiv sei. Nach den bisherigen Erfolgen, stieg 
insgesamt die Bereitschaft einen Leitbildprozess zu durchlaufen. Darin wird auch 
das Thema der nachhaltigen Beschaffung seinen Raum haben. 
In Möglingen gab es keinerlei Beschlüsse oder Leitbildprozesse. Der Rat verhält 
sich dahingehend neutral und es wird ausschließlich verwaltungsintern vor-
gegangen. Es herrscht sowohl in Verwaltung als auch bei den Agenda-Akteuren 
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 Interview in Ravensburg am 07.01.2010, siehe dazu auch Anlage 4.16. 
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 Interview in Weissach am 18.01.2010. 
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Skepsis gegenüber theoretischen Leitbilddiskussionen. Es besteht aber eine enge 
Verzahnung von Lokaler Agenda und GR durch ein gemeinsames Forum. Man 
erhofft sich allerdings durch den Landtagsbeschluss gegen Kinderarbeit159 dahin-
gehend einen neuen Schub. 
5.2.1.2 Initiativakteure im Beschaffungsbereich 
Über die Initiativakteure im Bereich der nachhaltigen Beschaffung ergibt sich ein 
dreigeteiltes Bild. In Möglingen und Tübingen kam der Anstoß vom Umwelt-
beauftragten bzw. aus der Stabsstelle Umwelt und somit aus der Verwaltungs-
mitte. Im Zuge dessen wurden in Möglingen Ende der 90er Jahre aus der Lokalen 
Agenda heraus weitere Impulse gesetzt.  
In Weissach, Rheinstetten und Ravensburg kam die Initiative von der Verwal-
tungsspitze, wobei das Thema in Rheinstetten durch die Lokale Agenda an die 
Verwaltungsspitze herangetragen wurde und anschließend hauptsächlich durch 
den Umweltbeauftragten und die ehemalige Hauptamtsleiterin vorangetrieben 
wurden.  
In Konstanz hingegen ging die Initiative vom Beschaffer selbst aus, wobei dieser 
von Beginn an Rückendeckung der Verwaltungsspitze erhielt. Im Zusammenhang 
mit ausbeuterischer Kinderarbeit kam hier jedoch der Anstoß aus dem 
Lieferantenbereich und war vorher völlig außerhalb des Wahrnehmungshorizonts 
der Verwaltung. 
5.2.2 Rolle der inneren Organisation des Beschaffungswesens 
5.2.2.1 Organisation und Zuständigkeiten 
Bei der Organisation der Beschaffungsbereiche sind ebenfalls drei unterschied-
liche Grundausrichtungen erkennbar.  
In Rheinstetten wird hauptsächlich dezentral auf Ämterebene beschafft. Teilweise 
wird an Bündelausschreibungen teilgenommen, dies ist aber eher die Ausnahme. 
Selbst die Papierbeschaffung und die Vergabe von Druckaufträgen nach außen 
sind auf der Ämterebene angesiedelt. In den Ämtern selbst wird im Rahmen der 
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Budgetierung hauptsächlich nach Kostenaspekten vorgegangen. Die Verwendung 
fairer Produkte ist per Dienstanweisung geregelt, letztendlich liegt die praktische 
Handhabung aber im Ermessen des einzelnen Mitarbeiters. 
In Weissach und Möglingen wird eher nach dem Prinzip der zentralen 
Beschaffung vorgegangen. Dabei wird mit den Fachämtern eng zusammen-
gearbeitet.  
Tübingen und Ravensburg beschaffen, wo möglich, zentral mit dezentraler 
Ressourcenverantwortung. Dabei wird die Beschaffungsplattform TEK genutzt, 
bei der aus einem zentral vorgegebenen Produktkatalog ausgewählt werden kann 
und anschließend eine kostenstellengenaue Belieferung und Verrechnung erfolgt. 
In Tübingen gab es bei der Beschaffung fairer Produkte durch die Schulen 
erheblichen Kommunikationsbedarf.  
Konstanz geht wiederum einen ähnlichen Weg wie Ravensburg und Tübingen, 
nutzt dabei aber ein selbst erstelltes Beschaffungsprogramm welches dem TEK 
ähnelt. Auch hier gibt es einen zentralen Produktkatalog und eine 
kostenstellenorientierte Lieferung an alle 159 budgetierten Dienststellen.  
5.2.2.2 Nutzung von Dienstanweisungen 
Eine Dienstanweisung für Nachhaltigkeitselemente im Beschaffungsbereich gibt 
es in Rheinstetten und Konstanz. In Rheinstetten bezieht sich diese auf den Kauf 
von fairen Lebensmitteln, Schnittblumen und Sportbällen sofern nicht regionale 
und ökologische Produkte zur Verfügung stehen160. Im Jahr 2009 gab es 
Gespräche des OB mit der Einen Welt Agendagruppe zur Weiterentwicklung der 
bestehenden Dienstanweisung, denen aber bisher keine weiteren Schritte folgten. 
In Konstanz gibt es eine Dienstanweisung, welche den Ausschluss von 
ausbeuterischer Kinderarbeit sowie die Nutzung von ökologischen und fairen 
Produkten allgemein sicherstellen soll. Eine Veröffentlichung dieser war aber 
nicht erwünscht.  
Eine Verfügung zur Nutzung von Umweltpapier war zu Beginn der 90er Jahre die 
Grundlage für das Tübinger Beschaffungswesen. Im weiteren Vorgehen wurde 
dort teilweise auch mit Einzelanweisungen gearbeitet. Es gibt für den 
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Beschaffungsbereich eine allgemeine Dienstanweisung des OB, diese wird aber 
nicht als ausreichend erachtet. Seit etwa einem Jahr erarbeitet man zusammen mit 
den Fachämtern eine übergreifende Anweisung. Hierbei gibt es aber noch 
Abstimmungsbedarf im Hinblick auf Überschneidungen und die Zusammen-
führung mit einer parallel geplanten Energieleitlinie. 
In Möglingen ist die Anhörung des Umweltbeauftragten bei Beschaffungsvor-
gängen per Dienstanweisung geregelt. Weitere interne Vorschriften gibt es nicht. 
In Ravensburg sind Elemente des nachhaltigen Beschaffungswesens im 
Programm für die Lokale Agenda enthalten161. Verbindliche Vorgaben sind 
schriftlich jedoch nicht festgehalten. Ähnlich verhält es sich in Weissach. Dort 
gibt es außer einem Grundsatzbeschluss zum Ausschluss der Verwendung von 
Tropenhölzern keine weiteren schriftlichen Anweisungen. Hierbei räumt man ein, 
dass dieser „hauptsächlich als Plakatives Element“162 gedacht war. Eine über-
greifende allgemeine Anweisung für das Beschaffungswesen an sich existiert 
allein in Konstanz, wobei  in Tübingen und Rheinstetten seit längerem an einer 
solchen gearbeitet wird. 
5.2.2.3 Qualifikationen und Verantwortlichkeiten 
Die Beschaffung ist in fünf von den sechs befragten Kommunen klassischerweise 
im Hauptamt, in Weissach in der Finanzverwaltung, angesiedelt. Konstanz, 
Tübingen und Ravensburg haben Mitarbeiter, welche ausschließlich für die 
Beschaffung zuständig sind. Diese sind außer in Konstanz in allen anderen 
Kommunen im Bereich des gehobenen nichttechnischen Dienstes angesiedelt. In 
Konstanz haben alle in der Beschaffung tätigen Mitarbeiter ihre Wurzeln im 
kaufmännischen Bereich der Privatwirtschaft. Der hauptamtliche Beschaffer 
selbst war vor seiner Tätigkeit bei der Stadt Konstanz leitender kaufmännischer 
Angestellter. 
Einen speziellen Beauftragten für ein nachhaltiges Beschaffungswesen oder einen 
Mitarbeiter in dessen Zuständigkeit eine entsprechende Beratung fiele, gibt es in 
Rheinstetten nicht. In Möglingen muss der Umweltbeauftragte zu den einzelnen 
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Vorhaben gehört werden163. In Weissach ergibt sich dies aus dem Verwaltungs-
alltag und der Verwaltungskultur heraus automatisch. Die Beschaffungsstelle fühlt 
sich „an die nicht niedergeschriebenen Grundsätze der fairen und ökologischen 
Beschaffung gebunden.“164 
In Tübingen wird der Umweltbeauftragte informell vom hauptamtlichen 
Beschaffer mit in den Prozess eingebunden. Die Beschaffer in Ravensburg und 
Konstanz sehen die Beachtung von Nachhaltigkeitskriterien als ihre ureigenste 
Aufgabe an, wobei in Ravensburg die Rolle des Beschaffungswesens als 
strategisches Steuerungsinstrument hervorgehoben wurde. 
5.2.2.4 Interkommunale Zusammenarbeit 
Eine interkommunale Zusammenarbeit im Rahmen einer Einkaufsgemeinschaft 
gibt es nicht. Dennoch arbeiten Tübingen, Konstanz und Ravensburg mit anderen 
Kommunen zusammen. Dabei arbeitet Tübingen mit mehreren Städten und Land-
kreisen sowie dem bischöflichen Ordinariat in Rottenburg auf Basis einer Ein-
kaufskooperation zusammen. Grundlage dafür ist eine öffentlich rechtliche Ver-
einbarung welche den Mitgliedern die rechtliche Selbstständigkeit sichert.165  
In Konstanz und Ravensburg wird auf informeller Ebene im Rahmen eines 
„Gentleman Agreements“ mit anderen Gemeinden zusammengearbeitet. So 
schreibt Ravensburg faire Feuerwehrdienstkleidung und Feuerwehrausrüstung u.a. 
für etwa 50 % der Landkreiskommunen mit aus. Dieses Vorgehen konnte aber 
eher durch Zusammenarbeit auf der Kommandantenebene, als durch Wirken auf 
der Gemeindeverwaltungsebene etabliert werden. Büromaterial und Geschäfts-
bedarf wird im Gegenzug durch Friedrichshafen ausgeschrieben. Ähnlich 
handhabt es Konstanz in Zusammenarbeit mit Radolfzell und Singen. 
5.2.3 Rechtliche Konflikte 
Unmittelbare rechtliche Konflikte, sei es mit Lieferanten oder den Rechtsauf-
sichtsbehörden konnten in keiner der befragten Kommunen festgestellt werden. 
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Auch vor den letzten Änderungen im GWB sei eine genügende Rechtsicherheit 
vorhanden gewesen. Die oft bemängelte unsichere Rechtslage wird eher als 
„geschicktes Argument [gesehen] um einige Dinge zumindest zu verzögern.“166 
Kritisch bewertet wurden in Weissach, Ravensburg und Rheinstetten die 
Siegelvielfalt und die Beweiskraft dieser oder der adäquat zu verwendenden 
Eigenerklärungen der Bieter. Besonders bei Natursteinprodukten wurde die Frage 
aufgeworfen, welche Konsequenzen es geben kann, wenn sich eine 
Eigenerklärung im Nachhinein als falsch herausstellen sollte oder aber die 
Expertise von privaten Vereinen wie Zertifix mangelhaft ist.   
Insgesamt sehen alle Befragten die rechtliche Entwicklung der letzten Jahre 
positiv. Ihr wird ein Signalcharakter zugeschrieben und sie „wird wohl auch bei 
den Beschaffern Denkanreize setzen.“167 Weiterhin wird durch die Aufnahme von 
sozialen und ökologischen Aspekten in das GWB die „Argumentation gegenüber 
Kritikern erleichtert.“168 Gleichwohl sehen alle befragten Kommunen kaum eine 
praktische Relevanz der neuesten Gesetzesänderung. Kritisch wird das, auch 
durch die neueste Änderung des GWB, für die Lieferanten immer komplizierter 
und undurchschaubarer werdende Vergabeverfahren bewertet.169 
Weiterhin wurden in Konstanz, Ravensburg und Möglingen unterschiedliche 
Herausforderungen bezüglich einer interkommunalen Zusammenarbeit genannt. 
So verwarf man, unabhängig vom Nachhaltigkeitsgedanken, in Möglingen vor 
einigen Jahren eine geplante Einkaufsgemeinschaft bei der Streusalzbeschaffung 
auf Grund allgemeiner rechtlicher Bedenken. In Ravensburg und Konstanz wird 
vor allem wegen des zu hohen Verwaltungsaufwandes und der vielen zu 
beteiligenden Ebenen auf eine formelle interkommunale Zusammenarbeit ver-
zichtet. Im Zuge dessen wurde die Beschaffungsstelle in Ravensburg vom eigenen 
Rechnungsprüfungsamt wegen des nicht erhobenen Verwaltungskostenauf-
wandes und den unklaren Schadensersatzansprüchen bei fehlerhaften Ausschrei-
bungen auf mögliche Konflikte hingewiesen. Dies wird in den Beschaffungs-
stellen sowohl in Ravensburg als auch in Konstanz aber unkritisch gesehen. 
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5.2.4 Organisation und rechtliche Rahmenbedingungen kompakt 
Die Motive sich im Beschaffungsbereich nachhaltig zu engagieren, reichen von 
positiver Außendarstellung, über persönliche Schlüsselerlebnisse, bis hin zu 
einem nicht mehr verifizierbaren schon immer aktiv gelebten Umweltengagement.  
Die Initiativakteure kamen aus dem Bereich der Verwaltungsspitze, aus der Mitte 
der Verwaltung, oder aber aus der Lokalen Agenda. Der GR spielte in keiner der 
Kommunen von Beginn an eine aktive Rolle.  
Einem Leitbildprozess steht man  verhalten positiv gegenüber. Die Beispiele aus  
Ravensburg und Tübingen zeigen aber auch welch grundsätzliche Schwierigkeiten 
diese aufwerfen können.  
Das Beschaffungswesen ist entweder zentral, dezentral oder aber, wie in den drei 
großen Kommunen in Anlehnung an den KGSt Bericht 1/1997, mit zentraler 
Steuerung und dezentraler Ressourcenverantwortung organisiert. Dienstan-
weisungen für ein nachhaltiges Beschaffungswesen sowie Anweisungen zum 
Beschaffungswesen sind allgemein eher die Ausnahme. 
Spezielle Beauftragte für ein nachhaltiges Beschaffungswesen gibt es nicht. 
Allerdings haben die Umweltbeauftragten in drei Kommunen ein formelles oder 
informelles Mitspracherecht. In Konstanz und Ravensburg sehen die Beschaffer 
Nachhaltigkeit in diesem Bereich als ihre ureigenste Aufgabe an. 
Eine interkommunale Zusammenarbeit wird in den großen Kommunen mit Erfolg 
praktiziert, diese hat aber nur in einer Kommune durch eine öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung eine schriftliche Rechtsgrundlage. 
Rechtliche Konflikte in Bezug auf Nachhaltigkeitskriterien an sich wurden in 
keiner der Kommunen genannt. Schwierigkeiten sieht man eher in den Produkt-
beschreibungen, entsprechenden Zertifikaten und den, besonders für die 
Lieferanten immer komplizierter werdenden Vergabeunterlagen. Die rechtliche 
Entwicklung der letzten Jahre wird wegen ihres Signalcharakters und der 
Rechtsicherheit positiv gesehen, gleichwohl misst man ihr für das praktische 
Verwaltungshandeln kaum Bedeutung zu. 
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5.3 Umsetzung und begleitende Maßnahmen 
5.3.1 Konzepte, Vorgehensweise, Aufwand und Kosten 
5.3.1.1 Konzepte und Vorgehensweise 
Eine konzeptionelle Vorgehensweise im eigentlichen Sinn gab es in einer der 
sechs befragten Kommunen. In den anderen wurde eher produktbezogen Schritt 
für Schritt vorgegangen. 
So orientierte man sich in Konstanz an dem was auf dem Markt angeboten wurde 
und bezog dies dann Stück für Stück in die eigenen Überlegungen mit ein. Nach 
anfänglichen massiven Problemen mit Recyclingpapier stockte das Engagement 
und bekam erst mit der Einführung des Blauen Engels neuen Schub. Der 
Nachhaltigkeitsgedanke im Beschaffungswesen wurde dann nach und nach zum 
„Selbstläufer“170. Leitfäden oder ähnliches wurden dabei nicht erstellt oder 
genutzt.  
Auch in Ravensburg ging man anfangs produktbezogen Schritt für Schritt vor. 
Jedoch erhielt hier der Nachhaltigkeitsaspekt durch die Zusammenarbeit mit dem 
Umweltverband Vorarlberg, im Rahmen eines von der EU geförderten Interreg-
Projektes, an dem sich auch Konstanz beteiligte, einen neuen Impuls. Im Zuge 
dessen wurden auch Leitlinien für die umweltorientierte Beschaffung171 erstellt. 
Die Mitarbeiter hatten in Ravensburg, wie auch in Konstanz, durch die zentrale 
Steuerung und Produktvorauswahl kaum eine Alternative andere Produkte zu 
nutzen.  
In Weissach legte man eine schrittweise und produktbezogene Vorgehensweise an 
den Tag, empfand dabei aber den Beschaffungsleitfaden des Umweltbundesamtes 
als sehr hilfreich. 
Ähnlich wie Weissach ging man auch in Tübingen produktbezogen vor, erstellte 
allerdings eigene Kriterienlisten für die jeweiligen Produkte. Das schrittweise 
Vorgehen richtet sich auch nach den personellen Ressourcen. Man fühlt sich 
hierbei aber sehr von sich ändernden politischen Entscheidungen abhängig.  
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In Rheinstetten wiederum wurde das Vorhaben der fairen Beschaffung „vor allem 
im Bereich des Hauptamtes postwendend“172 umgesetzt. Zu Beginn versuchte 
man das Thema mit mehreren Veranstaltungen sowohl an die Mitarbeiter als auch 
an die Bürgerschaft heranzutragen. Begleitend dazu wurde eine verwaltungs-
interne Umfrage bezüglich der Akzeptanz der Produkte durchgeführt. Nach einer 
„anfänglichen Euphorie“ wurde es notwendig, der kontinuierlichen Nutzung fairer 
Produkte durch eine Dienstanweisung Nachdruck zu verleihen. 
In Möglingen wurde nicht an Hand eines fertigen Konzeptes vorgegangen, das 
Vorgehen kann aber als systematisch angesehen werden. Hier wurde nach der 
Schaffung der Stabsstelle des Umweltbeauftragten zunächst eine Analyse aller 
beschafften Produkte vorgenommen. Im darauf folgenden Schritt überprüfte man, 
was mit welchen Maßnahmen und bei welchen Produkten erreicht werden kann. 
Dabei fanden hauptsächlich Umwelthandbücher und Arbeitsmaterialien großer 
Städte für eine Querschnittsbetrachtung Verwendung. Besonders hilfreich 
empfand man hier die Arbeitskreissitzungen der Umweltbeauftragten des 
Gemeindetages sowie die Workshops, welche durch die LUBW und andere 
überregionale Organisatoren veranstaltet wurden. 
5.3.1.2 Zeitfenster, Aufwand und Kosten 
Nach dem Entschluss tätig zu werden begannen alle befragten Kommunen mit der 
Einführung entsprechender Produkte. Die Zeiträume beliefen sich auf eine Dauer 
von wenigen Wochen wie in Rheinstetten, über ein halbes bis volles Jahr wie in 
Weissach und Möglingen, bis hin zu einem bis eineinhalb Jahren in den Fällen 
von Konstanz und Ravensburg. In Tübingen konnten dazu keine Angaben mehr 
gemacht werden.  
Den notwendigen Zeitaufwand konnte keiner der Gesprächspartner genauer 
beziffern. Ein verschieden hoch geschätzter Mehraufwand im Vergleich zur Be-
schaffung  herkömmlicher Produkte wurde in allen Kommunen angegeben.  
In Konstanz empfand man es zu Beginn „unwahrscheinlich mühsam die 
Leistungsverzeichnisse zu fertigen.“ Mittlerweile sei ein Zusatzaufwand „nur sehr 
eingeschränkt feststellbar“, da heutzutage auf Grund der, via Internet, 
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veröffentlichten Ausschreibungen anderer Städte eine sehr einfache 
Vorgehensweise möglich sei.  
Den „anfänglichen Rechercheaufwand“, welcher „im Einzelfall spürbar höher“ 
war bestätigte man auch in Weissach. Diese Einschätzung teilt man ebenfalls in 
Ravensburg, wo ein „einmaliger Mehraufwand im Rahmen der Marktsondierung 
und Produktdefinition“ festgestellt wurde. In Rheinstetten schätzt man den 
einmalig gegebenen Zusatzaufwand insgesamt eher als gering ein, wobei einzelne 
Produkte spürbar schwieriger zu beschaffen waren.  
Einen Mehraufwand nahm man in Möglingen nicht bewusst war. Einzig in 
Tübingen konnte eine grobe Schätzung des Zusatzaufwandes gemacht werden, 
welcher im Zusammenhang mit der Erstellung eigener Kriterienlisten anfiel. 
Dieser betrug in den ersten Monaten ca. 10% einer Vollzeitstelle, war aber nach 
der Anfangsphase wiederum marginal. 
In keiner der befragten Kommunen wurden eine neue Stellengewichtung oder 
zusätzliche organisatorische Maßnahmen notwendig. 
Bei den Kosten ergibt sich aus den Befragungen ein, in mehrfacher Hinsicht, 
geteiltes Bild. Früher waren die alternativen Produkte insgesamt deutlich teurer 
als heute. Zusätzlich gab es besonders im Bereich des Umweltpapiers massive 
Probleme mit dem Säuregehalt, der Lagerfähigkeit und vielem mehr. Dies ist 
heute nicht mehr so. Oft sind ökologische Produkte sogar merklich günstiger als 
herkömmliche Ware. Ravensburg sparte im Jahr der Einführung von Recycling-
papier ca. 8.000 € an Kosten ein. In Konstanz konnten im Bereich der Textmarker 
massive Einsparungen erzielt werden173.  
Im Bereich der fairen Waren werden die Produkte, bis auf wenige Ausnahmen, 
unter Berücksichtigung des Qualitätsaspektes durchaus konkurrenzfähig einge-
schätzt. So gibt man in Weissach an, der Apfelsaft der heimischen Streuobs-
twiesen sei 20 % bis 40 % teurer als die Säfte der großen Hersteller.  
Deutliche Mehrkosten waren im Bereich der fair hergestellten Sportbälle in 
Tübingen festzustellen und lagen dort je nach Modell zum Teil bei über 100 
Prozent. Noch höher schätzt man die Kosten im EDV-Bereich für PE-ummantelte 
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Kabel statt der üblichen PVC-Ummantelung. Auch bei Möbeln kann es 
„erhebliche Preisunterschiede“174 geben, aber auch hier gibt es „relativ günstige 
Alternativen“175. Dies setzt allerdings eine intensive Suche voraus.  
5.3.2 Messung der Zielerreichung 
Spezielle Vorgaben für eine nachhaltige Beschaffung im Sinne von Budgetquoten, 
Mengenvorgaben oder Anteilen an der gesamten Beschaffung gibt es in 
eingeschränkter Form nur in Konstanz. Hier werden 5 % des Beschaffungsetats 
der internen Dienste bei beschützenden Werkstätten bezogen. In anderen 
Bereichen werden ökologische und soziale Kriterien je nach Ausschreibung mit 
einer eigenen Gewichtung beachtet. 
Entsprechende Instrumente um dies steuern und überwachen zu können, sind in 
keiner der sechs Städte und Gemeinden vorhanden. In den drei größeren Städten 
ist man auf Grund der verwendeten Beschaffungsprogramme in der Lage, die 
jeweils im Vorjahr verbrauchten Produkte, mengenmäßig und kostenstellen-
bezogen darstellen zu können. Des Weiteren werden in Tübingen und Weissach 
noch Energieeinsparungen im Rahmen des European Energy Award vorgegeben. 
Ravensburg versucht im laufenden Betrieb ebenfalls Energie einzusparen. 
5.3.3 Begleitende Maßnahmen 
5.3.3.1 Weiterbildungen und interne Maßnahmen 
Weiterbildungen im klassischen Sinn fanden im Bereich Hausmeister und 
Reinigungsdienste in Weissach, Möglingen und Tübingen statt. Dabei handelte es 
sich vor allem um Schulungen bezüglich des Umgangs mit Reinigungsmitteln und 
Pflegeprodukten. Andere Maßnahmen wurden nicht angegeben. 
Zur Akzeptanzerhöhung und allgemeinen Bewusstseinsbildung wurden unter-
schiedliche Wege gegangen. So gab es in Weissach zu Beginn eingehende 
Diskussionen mit den Mitarbeitern, um Zweifel an nachhaltigen Produkten auszu-
räumen. Mittlerweile werden nur noch vereinzelt Neuerungen an die Mitarbeiter 
weitergegeben.  
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In Ravensburg werden die Mitarbeiter einmalig im internen Ämterblatt über neue 
Produkte informiert. Bislang gab es dahingehend keinerlei Rückfragen aus der 
Mitarbeiterschaft. An Weiterbildungen im Beschaffungsbereich nimmt nur der 
hauptamtlich zuständige Mitarbeiter teil.  
In Konstanz hingegen gibt es ebenso wie in Möglingen keinerlei interne 
Weiterbildungen oder ähnliches. Auch dort konnte man sich nicht an Nachfragen 
aus der Mitarbeiterschaft erinnern.  
In Rheinsteten wurde anfangs erheblicher Aufwand zur Einführung und 
Akzeptanz fairer Lebensmittel betrieben. Hier wurden mehrere Verkostungs-
veranstaltungen für die Mitarbeiter und eine interne Umfrage durchgeführt. Die 
Akzeptanzprobleme konnte man damit nicht beheben und versuchte diese letzt-
endlich mit der schon erwähnten Dienstanweisung zu lösen176. 
In Tübingen werden Neuerungen immer wieder durch interne Informations-
schriften weitergegeben. Hier gibt es außerdem einen monatlichen Newsletter, 
welcher von der zentralen Beschaffungsstelle an die dezentralen TEK-Nutzer 
herausgegeben wird. Weiterhin werden in Tübingen zurzeit in den Kindergärten 
und Schulen Ansprechpartner gesucht und auch in Workshops weitergebildet. 
Diese sollen später das Thema Nachhaltigkeit, auch im Bereich Beschaffung und 
Konsum, selbstständig als Multiplikatoren in ihrem Bereich weitertragen. 
5.3.3.2 Externe Maßnahmen 
Nach außen kommunizierten die befragten Verwaltungen das Thema der nach-
haltigen Beschaffung teils sehr intensiv oder aber, wie in Tübingen, gar nicht.  
In Möglingen wurden Informationen teilweise durch Bekanntmachungen und 
Berichte in den Mitteilungsblättern an die Bürgerschaft weitergegeben. Konstanz 
versuchte anfangs das Thema der umweltfreundlichen Beschaffung durch Infor-
mationen in seinen Briefköpfen nach außen zu tragen. Dies ist aber „mit der Zeit 
eingeschlafen.“177 Heute wird dahingehend nichts mehr unternommen.  
In Weissach wurden, besonders im Zusammenhang mit der Lokalen Agenda, 
Berichte in der überörtlichen Presse veröffentlicht. Auch außerhalb des Agenda-
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Forums informierte man die Bürgerschaft durch einzelne, gezielte lokale Berichte 
über die Beschaffung von nachhaltigen Produkten. 
Ravensburg bot besonders in den ersten Jahren mehrfach Informations-
veranstaltungen für andere Kommunen in der Region an, „um zu zeigen, dass es 
funktioniert.“178 Parallel dazu führte man pro Jahr mehrere Veranstaltungen mit 
verschiedensten Organisationen durch, bei denen das Engagement nach außen 
kommuniziert wurde. 
Besonders intensiv waren die Bemühungen in Rheinstetten. Dort gab es vor allem 
in den ersten Jahren „Marketing ohne Ende“179 im Rahmen von speziellen 
Veranstaltungen und Presseberichten. Mittlerweile versucht man das Thema auf 
allgemeinen Veranstaltungen „nebenbei an den Mann zu bringen.“180 
5.3.4 Umsetzung und begleitende Maßnahmen kompakt 
Bei der Einführung und Umsetzung des nachhaltigen Beschaffungswesens sind 
die Interviewkommunen eher pragmatisch denn konzeptionell vorgegangen. 
Dabei hat man sich hauptsächlich Schritt für Schritt an einzelnen Produkten 
orientiert. Nach dem jeweiligen Entschluss dauerte es zwischen 6 und 18 Monaten 
bis die ersten alternativen Produkte in der Verwaltung zur Verfügung standen.  
Es ist dabei grundsätzlich ein nicht genau zu beziffernder Anfangsaufwand 
gegeben, welcher aber bis zu 10 % einer Vollzeitstelle über mehrere Monate 
betragen kann. Der zusätzliche Aufwand relativiert sich anschließend und ist dann 
sehr gering bis gar nicht vorhanden. Die Kosten der Produkte an sich sind, wenn 
nicht sogar günstiger, meist nur geringfügig höher. In bestimmten speziellen 
Bereichen müssen aber erhebliche Zusatzkosten eingeplant werden. 
Abgesehen von Zielsetzungen im Zusammenhang mit Klimaschutzzielen, gibt es 
kaum quantitative Vorgaben. Ein Monitoring findet nur sehr eingeschränkt statt. 
Ein wirksames Controlling wird in diesem Bereich nicht angewendet. 
Im verwaltungsinternen Bereich werden bezüglich nachhaltiger Produkte wenig 
spezielle Weiterbildungen durchgeführt. Maßnahmen zur allgemeinen Akzeptanz-
steigerung und Bewusstseinsbildung finden kaum statt und gestalten sich wenn, 
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dann sehr schwierig. Nach außen wird das Thema mehr als nach innen 
kommuniziert, aber dahingehend ist die Tendenz eher rückläufig.  
5.4 Begleitende Effekte 
5.4.1 Auswirkungen auf die Mitarbeiter und Synergieeffekte 
5.4.1.1 Auswirkungen auf die Mitarbeiter 
Wesentliche Auswirkungen auf die Motivation und spürbare Verhaltens-
änderungen der breiten Mitarbeiterschaft konnten in keiner der befragten 
Kommunen festgestellt werden. Dennoch konnten auch in diesem Bereich 
gewisse Effekte unterschiedlicher Bandbreite festgestellt werden.  
In Teilen wurde das Engagement der Verwaltung, wie in Rheinstetten bemerkt, als 
lästig empfunden und ist der „Masse der Mitarbeiter vermutlich herzlich egal.“181 
Hier werden immer noch starke Vorbehalte gegenüber Recyclingpapier gehegt. 
Insgesamt schätzt man hier die Wirkung auf überregionale Akteure wesentlich 
höher ein als die auf die eigenen Mitarbeiter. 
In Konstanz lässt sich nach Einschätzung des Gesprächspartners ein Umdenken 
auf den einzelnen Mitarbeiter eher weniger feststellen. Es wird zu sehr in einer 
Mentalität verharrt, es koste nicht mein Geld. Gleichwohl sei hier der Nachhaltig-
keitsgedanke in eine gewisse Beschaffungskultur übergegangen und vereinzelt 
fragen Mitarbeiter „von sich aus nach nachhaltigen Produkten.“182 
Auch in Ravensburg wurden eher keine Änderungen bei der Mitarbeiter-
motivation erkannt. Besonders schwierig sei es „gewisse Bequemlichkeiten und 
alte Denkweisen zu überwinden“183. Allerdings schreibt man hier den Mit-
arbeitern im Bereich der fairen Lebensmittel eine nicht unwesentliche Multi-
plikatorenrolle zu. 
Eine gewisse Sensibilisierung der Mitarbeiter nimmt man in Möglingen an. Dort 
kommen „aus den Fachämtern zumindest andere Reaktionen als früher und die 
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Kollegen machen sich auch eigene Gedanken zu der Thematik.“184 Eine Multi-
plikatorenrolle sieht man hier deutlicher im Bereich des Gemeinderates. 
In Tübingen bescheinigt man „den Mitarbeitern, welche sich mit der Materie 
beschäftigen über einen langen Zeitraum eine gewisse Bewusstseinsänderung.“185 
Bei der allgemeinen Mitarbeiterschaft wurden keine spürbaren Änderungen 
festgestellt. Besonders die Zusammenarbeit mit den Schulleitungen gestaltet sich 
zum Teil schwierig. Dies wurde auch in Konstanz angemerkt. Auch hier wird „oft 
sehr lange in alten Bestellstrukturen verharrt.“186 
In der Regel positive Reaktionen aus der Mitarbeiterschaft bestätigt man in 
Weissach. Eine Verhaltensänderung sei zwar nicht messbar, wird aber vermutet. 
Nach anfänglichem Misstrauen ist hier, vor allem durch die Vielzahl erreichter 
Preise, die Akzeptanz für das Vorgehen gestiegen. 
5.4.1.2 Synergieeffekte 
Nennenswerte Synergien konnten nur in Einzelfällen erzielt werden. In Rhein-
stetten, Tübingen, Weissach und Möglingen die Fragen nach Synergieeffekten 
von „keinerlei“187 bis „eher nicht“188 beantwortet. 
In Ravensburg wurden die Einsparungen von 8.000 €, welche im ersten Jahr mit 
der Einführung von Recyclingpapier erzielt wurden, in den folgenden Jahren 
durch mengenmäßig höheren Verbrauch überkompensiert. 
Einen Synergieeffekt der besonderen Art erreichte man vor Jahren in Konstanz. 
Dort wurde beschlossen, unter anderem, auch die Textmarkerstifte zu recyceln. Im 
Zuge dessen wurden monatlich bis zu 2.000 Textmarkerstifte zurückgegeben um 
diese gegen neue auszutauschen. Dabei stellte man fest, dass die große Masse der 
alten, oft unbenutzten, Textmarker einfach nur ausgetrocknet war. Daraufhin 
wurden einmalig 4.000 Holztextmarker beschafft und die Fasertextmarker aus 
dem Programm gestrichen. Damit diese sich auch durchsetzen ließen, war 
allerdings die persönliche schriftliche Intervention des Oberbürgermeisters von 
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Nöten. Nach Einführung der Holztextmarker pendelte sich der jährliche 
Beschaffungsbedarf bei ca. 200 Stück ein. Dies bestärkte die Verwaltungsspitze 
weiterhin konsequent vorzugehen und erhöhte die Akzeptanz der Maßnahmen 
erheblich. Weitere Synergieeffekte konnten aber nicht benannt werden. 
5.4.2 Reaktionen der Stakeholder 
Bezüglich der Reaktionen der Stakeholder erscheint an dieser Stelle eine 
Trennung zwischen Bürgerschaft und anderen Akteuren geboten.  
Aus der Bürgerschaft waren nach Angabe aller befragten Kommunen wenig bis 
gar keine Reaktionen zu verzeichnen. 
So wird das Vorgehen in Weissach von der Bürgerschaft „wohlwollend mitge-
tragen“189, das allgemeine Interesse an Nachhaltigkeitsthemen wird aber eher als 
gering eingeschätzt. Auch aus der Privatwirtschaft sind hier keine Reaktionen zu 
verzeichnen, dafür gibt es aber „ständige Anfragen anderer Kommunen.“190 
Ähnlich schilderte man in Tübingen die Situation, nach der aus Bürgerschaft wie 
Privatwirtschaft kaum Reaktionen zu verzeichnen waren, wohl aber aus anderen 
Kommunen. Diese Tendenz ist ebenfalls aus Möglingen zu vermelden, wo aus der 
Bürgerschaft allein im Rahmen der lokalen Agenda Rückmeldungen kamen. 
In Ravensburg kommen Reaktionen von Bürgern hauptsächlich im Zusammen-
hang mit den nachhaltigen Präsentkörben, welche die Stadt anlässlich von 
Jubiläen und besonderen Ereignissen verschenkt. Diese sind wiederum durchweg 
positiv. Bezüglich der Zusammenarbeit bei den Ausschreibungen wurde hier 
mehrmals von verschiedenen Landesbehörden nachgefragt, diese scheiterte jedoch 
regelmäßig an der Pflicht eigene Beschaffungszentren zu nutzen. 
Besonders ernüchtert schildert man die Reaktionen der Bürgerschaft in Rhein-
stetten. Hier wurde versucht, im Amtsblatt im Rahmen eines einfachen mehr-
wöchigen Gewinnspiels 10 Geschenkpakete mit fairen Produkten zu verlosen. Bei 
einer Auflage von wöchentlich 6.000 Stück gingen insgesamt nur 2 Einsendungen 
ein. Auch bei der Aktualisierung des lokalen „Fairkaufsführers“ gestaltete sich die 
Zusammenarbeit mit den ortsansässigen Händlern schwierig. 
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Aus Konstanz konnte man ebenfalls kaum von Reaktionen aus dem verwaltungs-
externen Umfeld berichten. Bei den wenigen Reaktionen aus der Bürgerschaft 
wurde das Engagement grundsätzlich in Frage gestellt oder aber man verspürte 
dabei eher einen Rechtfertigungsdruck, denn einer positiven Reaktion. 
5.4.3 Auswirkungen auf regionale Anbieter und Wertschöpfungsprozesse 
Durch die Einbeziehung nachhaltiger Aspekte bei der Beschaffung ist es bei den 
befragten Kommunen insgesamt kaum zu Auswirkungen auf regionale Anbieter 
oder regionale Wertschöpfungsprozesse gekommen. Von Anbieterwechseln auf 
Grund der erweiterten Anforderungen konnte keiner der Ansprechpartner 
berichten. Vereinzelt wird dies aber auch, wie in Weissach und Möglingen 
bemerkt, nicht ausgeschlossen.  
In der Regel stellten sich die Anbieter auf die neuen Anforderungen ein und waren 
dabei sehr flexibel, auch wenn es vereinzelt, wie in Tübingen und Konstanz 
geschehen, zu Anlaufschwierigkeiten und Diskussionen kam. So hatten die 
Lieferanten zu Beginn Probleme den Inhaltsstofflisten der Tübinger Verwaltung 
genüge tragende Reinigungsmittel anzubieten, oder aber sie wechselten diese 
eigenmächtig. In Rheinstetten führte die Veröffentlichung von Händlerlisten, 
welche faire Produkte anbieten, zu vereinzelten Beschwerden und Vorwürfen von 
Schleichwerbung. 
Auswirkungen auf die regionale oder lokale Wertschöpfung konnten insgesamt 
eher nicht festgestellt werden. In Tübingen, Möglingen und Weissach hält man 
zwar geringe positive Auswirkungen für möglich, diese rühren aber vorrangig aus 
der Verwendung von Apfelsaft heimischer Streuobstwiesen. 
5.4.4 Begleitende Effekte kompakt 
Auf Motivation, Bewusstsein und Verhalten der Mitarbeiter konnten nur geringe 
Auswirkungen festgestellt werden. Eine Multiplikatorenrolle der Mitarbeiter wird 
nur sehr eingeschränkt wahrgenommen. 
Die Vermutung, durch ein nachhaltiges Beschaffungswesen Synergien oder aber 
damit eigentlich gar nicht bezweckte Einsparungen zu erzielen, konnte nur in 
Einzelfällen bestätigt werden.  
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Aus der Bürgerschaft kommen wenige bis gar keine, mitunter auch negative 
Rückmeldungen. Ähnlich verhält es sich mit Reaktionen aus der Privatwirtschaft. 
Aus anderen Kommunen hingegen wird häufig nach Rat und Unterstützung 
gefragt.  
Die Lieferanten stellten sich in der Regel auf geänderte Anforderungen ein und 
mussten daher kaum gewechselt werden. Auswirkungen auf die regionale und 
lokale Wertschöpfung werden zum Teil, in geringem positiven Maß vermutet. 
5.5 Sonstige allgemeine Erkenntnisse 
5.5.1 Allgemeine Hemmnisse 
Zu aller erst sei an dieser Stelle angemerkt, dass es sich im Folgenden um 
Einschätzungen der Interviewpartner handelt, welche nicht nur auf die eigene 
Verwaltung bezogen sind. Als allgemeine Hemmnisse wurden mehrfach ein 
fehlendes Bewusstsein sowie alte in den Köpfen festgesetzte Strukturen und 
Fehlattributionen genannt. Diese scheinen sowohl in der Verwaltung, Rat und 
Bevölkerung gleichermaßen verankert.  
Auch fehlt in der Verwaltung oft der Wille und die Bereitschaft sich 
entsprechender Themen unvoreingenommen zu nähern. Ebenso sei der wirkliche 
politische Eifer etwas zu ändern oft nicht erkennbar. Häufig fehlt auch auf 
interkommunaler Ebene der Wille, sich auf pragmatische Weise den 
Herausforderungen eines nachhaltigen Beschaffungsmanagements zu stellen. In 
diesem Zusammenhang wird ein hoher Formalismus bei der interkommunalen 
Zusammenarbeit als negativ empfunden. 
Hinzu kommt eine meist unbewusste Unkenntnis über die eigene Marktmacht und 
Position und den damit einhergehenden Einsparpotenzialen. Insgesamt scheint oft 
ein kurzfristiges und nicht gesamtwirtschaftlich verhaftetes Denken vorzu-
herrschen. Damit einhergehend „wird ohne große Not ungern Macht und Einfluss 
abgegeben.“191 
Zusätzlich wird die beliebige Verwendung des Nachhaltigkeitsbegriffes beklagt, 
sodass er selbst im Bereich der Umweltbeauftragten als Unwort angesehen wurde. 
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Zugleich werden die Aufgabenvielfalt, eine ämterbezogene Aufgabensplittung 
und ein Personaleinsatz nach ständig wechselnden Schwerpunkten beklagt.  
Letztendlich werden eine rein dezentrale Beschaffung, die Siegelvielfalt sowie 
ungünstige Budget- und Organisationsstrukturen192 als hemmend betrachtet. 
Weiterhin stellt die fehlende Unmittelbarkeit eines nachhaltigen Beschaffungs-
wesens ein Handycap gegenüber klar überschaubaren Einzelprojekten dar. 
5.5.2 Chancen und Unterstützung 
Unterstützung für den Prozess an sich haben die Kommunen der Interviewpartner 
in vielerlei Hinsicht erhalten. Wesentlich für Konstanz und Ravensburg war die 
Zusammenarbeit mit dem Umweltverband Vorarlberg. Auch die Workshops und 
Leitfäden des Agenda-Büros des Landes und anderer Institutionen wie „inwent“, 
„BUND“ oder aber dem „eine welt netzwerk bayern“ wurden von mehreren 
Kommunen genannt.  
Zudem wird die unbedingte Unterstützung der Verwaltungsspitze als notwendig 
erachtet. Hierbei wird die organisatorische Einbindung in Form einer Stabsstelle 
und die damit einhergehende Unabhängigkeit von anderen Ämtern positiv 
bewertet. Auch empfindet man es als hilfreich, wenn die Einstellung, „öfter mal 
was Neues auszuprobieren“193 in der Verwaltungskultur verankert ist. Ebenfalls 
haben persönliche Schlüsselerlebnisse und das Setzen von Reizpunkten einen 
nicht zu unterschätzenden Einfluss. 
Ebenso wichtig wie die Unterstützung für den internen Prozess an sich, wird die 
Unterstützung zur Akzeptanzerhöhung für den Erfolg des Engagements erachtet. 
In diesem Zusammenhang wird den „Preisen und Wettbewerben jedweder Art“ 
eine extrem hohe Bedeutung“ 194 zugeschrieben. Damit kann sowohl den Bürgern 
als auch den eigenen Mitarbeitern ein Erfolg in einem ansonsten sehr abstrakten 
Thema visualisiert werden. Daneben stellten die Wettbewerbe einen Anreiz dar 
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und waren zugleich eine Möglichkeit interne Defizite aufzuzeigen. 
Des Weiteren wird dem Engagement unter Marketingaspekten sowie unter dem 
Gesichtspunkt der Nachwuchsgewinnung eine Bedeutung als Alleinstellungs-
merkmal zuerkannt. 
5.5.3 Künftige Rahmenbedingungen 
Auf die zukünftigen Rahmenbedingungen wurden von den Interviewpartnern 
vielerlei Wünsche und Anforderungen projeziert, von denen hier die konkretesten 
genannt werden sollen. So erhoffen sich mehrere Gesprächspartner eine verstärkte 
überregionale Unterstützung. Die Nennungen reichten von interkommunalen und 
regionalen Arbeitskreisen, über mehr Unterstützung von Land und Landes-
behörden, bis hin zu einer offeneren und zentralen Vorgehensweise auf Landkreis- 
und Landesebene. Mehrfach wurde auch die Forderung einer „Entrümpelung des 
Vergabewesens“195 laut.  
Insgesamt seien die starren, durch die kommunale Selbstverwaltung bedingten 
Strukturen, aufzuweichen. Damit einhergehend erhofft man sich mehr Unter-
stützung durch die Politik, etwa bei der Erstellung standardisierter Werke für den 
kommunalen Gebrauch oder aber durch die Installation eines  „überkommunalen 
Beauftragten für das Beschaffungswesen.“196 
Ein weiterer wesentlicher Faktor ist die finanzielle Lage der Kommunen. 
Einerseits sieht man in diesem Zusammenhang die Gefahr einer völligen Kosten-
orientierung, verbindet andererseits mit der Einführung der Doppik „die Chance 
bisher nicht erkannte Potenziale darzustellen, welche sich ökologisch und sozial 
sinnvoller nutzen lassen.“197  
In Ravensburg macht man aus der Hoffnung auf einen Generationswechsel keinen 
Hehl und vertraut damit auf „junge Leute mit mehr Bereitschaft einen anderen 
Weg zu gehen.“ 
In Weissach wurde die Hoffnung geäußert, das Thema nachhaltigen Konsums 
breiter in der Bevölkerung zu thematisieren, hat aber Bedenken ob eine massiv 
gesteigerte ökologische und faire Nachfrage auch befriedigt werden könnte. 
                                                 
195
 Interview in Ravensburg am 07.01.2010, ähnlich in Konstanz am 19.01.2010. 
196
 Interview in Möglingen am 13.01.2010. 
197
 Interview in Tübingen am 20.01.2010. 
1 
 
                                                                                                                         -Fazit- 
 
                                                                                                                           
58 
6 Fazit  
6.1 Organisatorische und rechtliche Rahmenbedingungen 
Grundsätzlich ist ein vorgeschalteter Leitbildprozess zwar wünschenswert, birgt 
aber gleichfalls die Gefahr, durch seine theoretischen Ansätze zu demotivieren. 
Neben einem hohen organisatorischen Aufwand, stellt die Möglichkeit einer 
politischen Instrumentalisierung ein weiteres Wagnis dar. Wie die Erfahrungen 
aus Tübingen und Ravensburg gezeigt haben, ist ein Leitbildprozess als solcher 
nach einem Scheitern zunächst einmal verbrannt. 
Ebenso erstrebenswert scheint ein Gemeinderatsbeschluss als Grundlage für 
nachhaltiges Handeln im Beschaffungsbereich auf kommunaler Ebene. Prinzipiell 
stellt der Entschluss sich im Beschaffungswesen nachhaltig zu engagieren eine 
Grundsatzentscheidung dar, welche in die Zuständigkeit des Gemeinderates 
fällt198.  
Fraglich ist allerdings ab welcher Schwelle diese Grundsätzlichkeit gegeben ist 
oder inwiefern man die Einhaltung international anerkannter Standards, wie auch 
in der umweltfreundlichen Beschaffung seit langem üblich, als Grundlage des 
Verwaltungshandelns ansehen mag. Insgesamt stellt ein Gemeinderatsbeschluss in 
seiner bindenden Wirkung eine Schwelle dar, die ungern überschritten wird. Hier 
wird eine gewisse Handlungsfreiheit im Tausch mit kontrollierbaren 
Festsetzungen aufgegeben.  
Gleichwohl birgt ein personenbezogenes Vorgehen ohne Beschluss die Gefahr, 
dass ein nachhaltiges Engagement bei entsprechenden Personalwechseln, sei es in 
der Verwaltung selbst oder an der Verwaltungsspitze, nicht dauerhaft abgesichert 
ist. 
Sehr viel wesentlicher ist hier, ebenso wie bei Dienstanweisungen, wie das 
Thema, insbesondere von Seiten der Verwaltungsspitze, gelebt wird. In der Praxis 
der befragten Kommunen kam die Initiative ausschließlich aus der Mitte der 
Verwaltung oder aber von der Verwaltungsspitze. In diesem Zusammenhang muss 
die Funktion des Rates als politische und strategische Instanz, unabhängig von 
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den rechtlichen Aspekten, kritisch gesehen werden.  
Im Zusammenhang mit dem NSM schreibt Brandel dazu: „Die Beteiligung der 
Politik am Reformprozess bedarf - quantitativ wie qualitativ - dringend der Ver-
besserung. Dabei geht es nicht nur um die Vermittlung von Informationen, 
sondern vor allem um die Eröffnung von Mitgestaltungsmöglichkeiten.“199 Dies 
kann man meiner Meinung nach eins zu eins auf den Prozess einer nachhaltigen 
Kommunalentwicklung übertragen. 
Bezüglich der Leitbildprozesse und Gemeinderatsbeschlüsse mag eine Vorgehens-
weise ähnlich wie in Weissach am meisten zielführend sein. Ein pragmatisches 
Vorgehen zu Beginn, verbunden mit vorzeigbaren Anfangserfolgen, erhöht die 
Chance eines erfolgreichen Leitbildprozesses, wie auch eines gelebten Gemeinde-
ratsbeschlusses erheblich. 
Die vermuteten und oft bemühten schwierigen rechtlichen Rahmenbedingungen 
hatten für das praktische Handeln der interviewten Kommunen kaum eine 
Relevanz. Daher scheint in dieser Hinsicht ein wenig mehr Courage 
empfehlenswert, anstatt sich präventiv hinter möglichen rechtlichen Konflikten zu 
verschanzen. Im Zuge dessen sollte im Beschaffungsbereich, trotz aller sinnvoller 
dezentraler Ressourcenverantwortung, eine starke, fachkompetente, zentrale Stelle 
die Verantwortung tragen. 
6.2 Umsetzung und Implementation 
Die befragten Kommunen gingen bei der Umsetzung allesamt eher pragmatisch 
und produktbezogen vor. Zwar wird das strategische Potenzial des eigenen 
Vorgehens durchaus wahrgenommen, man bewegt sich im Beschaffungswesen 
allgemein, wie auch im nachhaltigen Bereich, insgesamt aber eher im operativen 
Bereich.  
Aufwand und Kosten können bis auf wenige einzelne Sachverhalte nur geschätzt 
werden. Dies liegt zum einen an fehlenden Instrumenten, zum anderen aber auch, 
besonders in den kleineren Kommunen, an der Aufgabenvielfalt der einzelnen 
„nebenamtlichen“200 Beschaffer. Der geringe Zusatzaufwand insgesamt lässt sich 
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 Vgl. Brandel S. 92. 
200
 Hervorhebung des Verfassers. 
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aber, wenn nicht durch nachvollziehbare Kosteneinsparungen, durch die das Ziel 
nachhaltigen Handelns jederzeit rechtfertigen. Im Zusammenhang mit dem 
Wirtschaftlichkeitsbegriff des Verwaltungsrechts schreibt Burgi: „Überhaupt 
muss im Verwaltungsrecht der Gefahr begegnet werden, dass das Wirtschaftlich-
keitsprinzip zum neuen „Überprinzip“ im Verhältnis zwischen Staat und 
Gesellschaft wird.“201 
Quantitative Vorgaben für einen nachhaltig beschafften Produktumfang sind in 
keiner der Kommunen festgelegt202. Dies macht das Engagement, welches in 
seiner Summe nicht hoch genug einzuschätzen ist,  ähnlich wie bei den Fest-
legungen von Seiten des Gemeinderats, ein wenig beliebig.  
Trotz der teilweise erheblichen Anstrengungen, wurde die Gesamtheit der Mit-
arbeiter in eher geringem Maße in die jeweiligen Vorhaben oder geplanten 
Veränderungen mit einbezogen. Hier gilt es die Mitarbeiter gezielter als Multi-
plikatoren zu nutzen.  
Ebenso wurde das Engagement nur teilweise nach außen kommuniziert. Auch 
dahingehend blieb, meiner Meinung nach, ein gewisses Potenzial ungenutzt. 
6.3 Begleitende Effekte 
Die vermuteten, und von mir insgeheim erhofften, spürbaren positiven Aus-
wirkungen auf die Motivation der Mitarbeiter und deren Problembewusstsein, 
wurden in nur geringen Umfang bestätigt.  
Vergleichbar verhält es sich bei möglichen Synergieeffekten und den Reaktionen 
von außen. Hier mag ein Zusammenhang mit der Art und dem Umfang der 
Kommunikation des Themas bestehen. Nicht desto trotz ist dies eine Tendenz, 
welche man sich ins Bewusstsein rufen sollte, um spätere Frustrationserlebnisse 
zu vermeiden.  Außerdem ist eine veränderte, natürlich bessere Kommunikation 
des Themas ein Ansatzpunkt für eine zukünftig positivere Entwicklung. 
Bezogen auf die regionale Wertschöpfung konnte zwar in keiner der Kommunen 
der große Durchbruch erzielt werden, aber negative Auswirkungen sind aus den 
                                                 
201
 Vgl. Burgi S. 11. 
202
 Mit Ausnahme der 5%-Klausel für in beschützenden Werkstätten hergestellte Produkte in   
     Konstanz, Anmerkung des Verfassers. 
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geschilderten Erfahrungen auch nicht ersichtlich. Die Anbieter reagierten insge-
samt flexibel auf neue Anforderungen und konnten somit in der Regel beibehalten 
werden. Diese Tendenz zeigt, dass bestehende Ängste bezüglich regionaler Aus-
wirkungen eher unbegründet scheinen. 
6.4 Sonstige allgemeine Erkenntnisse 
Als größtes allgemeines Hemmnis, für ein wirklich nachhaltiges Beschaffungs-
management,  werden sowohl bei den Mitarbeitern als auch beim Rat, alte in den 
Köpfen festgesetzte Strukturen und Fehlattributionen wahrgenommen.  
Parallel dazu ist man sich der Marktposition und Potenziale des kommunalen 
Beschaffungswesens nicht bewusst. Die Vielzahl von Siegeln und Zertifikaten 
sowie der hohe Formalismus bei interkommunaler Zusammenarbeit wirken sich 
ebenfalls hemmend aus.  
Damit einhergehend ist der klare politische Wille andere Wege zu gehen, nicht 
immer erkennbar. Hier besteht zweifelsohne Handlungsbedarf. 
Wesentliche Unterstützung bekamen alle Gesprächspartner von der Verwaltungs-
spitze. Die Erfahrungen in den interviewten Kommunen zeigen, dass neue Denk- 
und Handlungsansätze mit dauerhafter sowie wirklich gewollter Unterstützung der 
Verwaltungsspitze erfolgversprechend sind.  
Ein völlig unterschätztes Moment sind die mit dem Thema Nachhaltigkeit 
verbundenen Wettbewerbe und Preise übergeordneter Institutionen. Sie sind ein 
wesentliches Element, um ein so schwer greifbares Thema nach innen wie nach 
außen zu transportieren. 
Für die Zukunft führt meines Erachtens kein Weg an mehr überkommunaler und 
überregionaler Zusammenarbeit vorbei. Dafür benötigen die Kommunen mehr 
Unterstützung und einen Motor, der speziell die Nachhaltigkeit im Beschaffungs-
wesen vorantreibt.  
Die Idee eines überkommunalen Beauftragten für nachhaltige Beschaffung, wie 
sie in Möglingen geäußert wurde, hat gewiss ihren Charme.  
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7 Schlussbetrachtung 
Es geht was, wenn man nur will. Ich glaube, dies kann man als Kernaussage, trotz 
aller Schwierigkeiten, am Ende dieser Arbeit stehen lassen.  
Wichtig ist es, das Thema der Nachhaltigkeit aus der Öko-Ecke herauszuholen, 
und es ernsthaft und sachlich zu kommunizieren. Die globalen und gesellschaft-
lichen Herausforderungen der Zukunft lassen sich kaum, das wird wohl niemand 
bestreiten wollen, mit der Ausweisung von Bau- und Gewebegebieten lösen. Der 
künftige interkommunale Wettbewerb wird auf anderen Feldern ausgetragen.  
Es wird ein Wettbewerb um kluge Köpfe stattfinden. Es wird darum gehen, sich 
eine gewisse Innovations- und Initiativkompetenz zu sichern. Und es wird nicht 
ohne die Unterstützung der Gesellschaft gehen.  
Es ist also an der Zeit einen Wandel im Denken und Handeln auch auf 
kommunaler Ebene strategisch und aktiv anzugehen. Dazu müssen alle Träger 
gesellschaftlicher Verantwortung langfristiges vernetztes Denken an den Tag 
legen. Dabei sind die Räte, ebenso wie die Verwaltungen und die Verwaltungs-
spitzen gefordert und müssen sich ihrer Verantwortung für die Zukunft  stellen.  
Ebenso müssen diverse Nachhaltigkeitsstrategien mit Leben gefüllt werden. Hier 
bedarf es mehr konkreter Programme, Unterstützung und Fördermöglichkeiten für 
die Kommunen. Bildung für nachhaltige Entwicklung darf nicht nach der 
Grundschule aufhören, sondern muss auf allen Ebenen in allen Altersklassen 
präsent sein.  
Es müssen, auch im Land, fach- und ressortübergreifend klare Prioritäten gesetzt 
werden, um diesen dann auch entsprechende Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen.  
Und noch einmal: Nachhaltigkeit ist kein Orchideenfach, nice to have. 
Nachhaltigkeit ist extrem schwierig, aber die Zukunft. Betriebswirtschaft ist 
wichtig, aber wirtschaftliches Denken geht weiter als Nutzungsdauer und AfA-
Satz. Und: Umwelt ist nicht ein Biotop am Ortsrand, Umwelt sind wir alle. 
Nachhaltigkeit fängt im Kopf an, also:  
 
Neu denken, Neues wagen, Neues fragen! 
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„Die größte Schwierigkeit besteht nicht darin, 
Menschen von neuen Ideen zu überzeugen, 
sondern darin, sie davon zu überzeugen, alte Ideen aufzugeben“  
 
John Maynard Keynes  
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Interviewleitfaden zum  
Thema: 
Nachhaltige Beschaffung in Kommunen – 
Chancen und Herausforderungen bei der Einführung und 




Allgemeine Fragen zu Beginn/Einleitung 
Organisatorisches 
o Gemeindegröße, Einwohnerzahl  
o Infos zur wirtschaftlichen Gesamtlage 
o Haushaltsvolumen, Beschaffungsvolumen, nachhaltiges (faires und/oder 
umweltfreundliches) Beschaffungsvolumen 
o Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter 
o schriftliche Unterlagen wenn möglich: aktuelles Organigramm, 
Zuständigkeitsordnung, Dienstanweisungen für Beschaffungswesen/ 
Beschaffungsordnung u.ä. 
 
Gibt es für das folgende Interview Bereiche, Daten oder Passagen welche 
sensible Informationen enthalten und daher mit einem Sperrvermerk zu 
versehen sind? 
 
Allgemeine Fragen im Voraus 
o Was verstehen Sie unter nachhaltiger Beschaffung? 
o Seit wann sind sie auf diesem Gebiet engagiert? 
o Auf welchem Stand befindet sich das nachhaltige Beschaffungswesen auf 
kommunaler Ebene Ihrer Meinung nach allgemein? 
 
1 Fragengruppe: Rahmenbedingungen und Organisation 
1.1 Leitbilder und Beschlussfassung 
Gab oder gibt es einen vorgeschalteten Leitbildprozess und/oder einen Gemeinde-
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o Wenn ja, in welcher Art Leitbild (Vw-Leitbild, Stadtleitbild o.ä.) ist der 
Gedanke der nachhaltigen Entwicklung allgemein oder der einer nachhaltigen 
Beschaffung verankert? 
o Welche Überlegungen spielten bei der Frage ob Leitbilddiskussion oder nicht 
eine Rolle? 
o Gab es zu Beginn Bedenken in der Verwaltung oder beim Rat? 
 
1.2 Initiativakteure und Konzept/Vorgehensweise 
Von wem konkret kam der Anstoß, sich im Beschaffungsbereich nachhaltig zu 
engagieren? 
o Wer ist die treibende Kraft (z.B. Agenda 21, Bürgerinitiativen, Amtsleiter, 
Beschaffungsstelle, Verwaltungsführung, Rat o.ä.)?  
o Gab es vor Beginn der Aktivitäten ein übergreifendes Gesamtkonzept 
und/oder wurde eine eher pragmatische bzw. produktbezogene 
Vorgehensweise angedacht? 
 
1.3 Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
Wie sind die Zuständigkeiten im Beschaffungswesen verteilt, wo liegen die 
Verantwortlichkeiten (z.B. zentral, dezentral, amts- oder summenbezogen u.ä.)? 
o Wer beschafft? Welche Qualifikationen hat er/sie? 
o Gibt es spezielle Beauftragte für die nachhaltige Beschaffung? 
o Werden Beschaffungsplattformen genutzt?  
o Gibt es eine interkommunale Zusammenarbeit? 
o Wird nachhaltig nur in der Kernverwaltung oder auch im „Konzern Stadt“ 
beschafft? 
 
1.4 Rechtliche Konflikte und Bedeutung der rechtlichen Entwicklung 
Gab es besondere Herausforderungen oder Konflikte in rechtlicher Hinsicht? 
o Gab es Reaktionen von oder Kontakte mit der Rechtsaufsichtsbehörde? 
o Gab es rechtliche Konflikte mit Anbietern und Lieferanten?  
o Gab es rechtliche Bedenken innerhalb der Verwaltung? Wenn ja, wie wurden 
diese gehandhabt und gelöst?  
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o Wie wird die rechtliche Entwicklung der letzten Jahre von Ihnen bewertet? 
(insbesondere das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen GWB und 
dessen letzte Änderung § 97 IV u. IVa)  
o Welche Bedeutung hatte und hat die rechtliche Entwicklung Ihrer Meinung 
nach für den Beschaffungsprozess? 
 
1.5 Interne Vorschriften 
Gibt es spezielle interne Dienstanweisungen oder Einzelvorschriften? Sind 
Elemente der Nachhaltigkeit bzw. der nachhaltigen Beschaffung in über-
greifenden Vorschriften und Anweisungen o.ä. verankert? 
 
2 Fragengruppe: Umsetzung vor Ort 
2.1 Umsetzungsschritte 
Wie wurde bei der Umsetzung vorgegangen? 
o Welche Schritte und Maßnahmen wurden in welcher Reihenfolge 
durchgeführt? 
o Welche Arbeitsmaterialien/Leitfäden waren bekannt bzw. wurden genutzt?  
o Welche davon waren hilfreich?  
o Wurden eigene Leitfäden erstellt? 
o Kennen sie dahingehende Förderprogramme oder Fördermöglichkeiten? 
o Können Angaben zur Zeitschiene gemacht werden? 
o Wurde die nachhaltige Beschaffung weiter ausgebaut? 
 
2.2 Begleitende Maßnahmen 
Wurde das Thema der Nachhaltigkeit bzw. der nachhaltigen Beschaffung durch 
begleitende Maßnahmen flankiert/unterstützt? Wenn ja, wie? 
o intern: in Weiterbildungen, Besprechungen, Newsletter etc. eingebunden?  
o extern: Bekanntmachungen/Werbung/Marketing nach außen? 
o Gab es sonstige begleitende Maßnahmen? 
 
2.3 Produkte und Produktgruppen 
Auf welche Produkte und Produktgruppen bezieht sich das Engagement?  
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o Welche Produkte sind die wichtigsten bzw. auf welche wird besonderer Wert 
gelegt (ggfs. Gewichtung oder Reihenfolge)? 
 
2.4 Einzelvorgaben/Monitoring 
Gab oder gibt es verbindliche bzw. einzelne Vorgaben bei der Beschaffung (z.B. 
Energieersparnis im laufenden Betrieb, Anteil der nachhaltig beschafften Produkte 
im Vergleich zum Gesamtumfang bei der Produktgruppe u.ä.)? 
o Wurden besondere Eignungs- und Zuschlagskriterien o.ä. festgelegt?  
o Gibt es Vorgaben/Quoten für die Beschaffung aus Behindertenwerkstätten 
o.ä.?  
o Gibt es ein wie auch immer geartetes Monitoring/Controlling der Effekte? 
 
2.5 Aufwand 
Wie hoch ist der Arbeitsaufwand für die Beschaffung?  
o Welchen Aufwand verursacht die Beschaffung allgemein (Stellen/ 
Stellenanteile/ggfs. Zeiteinheiten)? 
o Welchen anteiligen Aufwand verursacht davon die nachhaltige Beschaffung? 
o Kann ein Zusatzaufwand an Zeit/Personal oder Kosten geschätzt/beziffert 
werden (ggfs. in Stellenanteilen o.ä.; Kosten-Nutzen-Relation)? 
o Wurden die Schaffung neuer Stellen/Stellenanteile bzw. eine Neugewichtung 
dieser oder andere organisatorische Maßnahmen notwendig? 
 
3 Fragengruppe: Begleitende Effekte/nachgelagerte 
Feststellungen 
3.1 Auswirkungen auf Mitarbeiter und andere Prozesse 
Konnten Auswirkungen auf die Mitarbeitermotivation, Verhaltensänderungen o.ä. 
festgestellt werden? 
o Strahlte das Engagement auf andere Bereiche aus? 
o Wurden durch die nachhaltige Beschaffung noch andere Prozesse (z.B. 
kontinuierliches Verbesserungsprogramm; KVP o.ä.) angeregt?  
o Konnte in anderen Bereichen oder unabhängig von der Beschaffung eine 
Sensibilisierung oder eine Verhaltensänderung festgestellt werden? 
                                                                                   -Anlage 1: Interviewleitfaden- 
 
                                                                                                                           
6 
VI 
3.2 Synergieeffekte und Einsparpotenziale 
Konnten Synergieeffekte (egal welcher Art) erzielt oder vorher nicht bekannte 
und erst in Verbindung mit dem nachhaltigen Beschaffungsprozess erkannte 
Einsparpotenziale festgestellt werden? 
o Gab es Synergieeffekte im organisatorischen oder personellen Bereich? Wenn 
ja, welche?  
o Wurden vorher nicht erkannte Einsparpotenziale festgestellt? Wenn ja, in 
welcher Größenordnung? 
 
3.3 Allgemeine Reaktionen der Stakeholder 
Gab oder gibt es Reaktionen aus der Bürgerschaft, Privatwirtschaft, anderer 
Kommunen oder anderer Akteure? 
o Wenn ja, welche und in welchem Umfang (zeitlich betrachtet bzw. in welcher 
Intensität)?  
o Gab es auch nach der Anfangsphase noch Reaktionen? 
o Wurde das Engagement auch später noch hinterfragt? 
 
3.4 Auswirkungen auf Lieferanten und regionale Anbieter 
Konnten „altbewährte“ Lieferanten gehalten werden, d.h. stellten sich diese auf 
geänderte Anforderungen ein oder mussten neue Partner gesucht werden?  
o Wenn ja, wo und in welchem Umfang? 
o Konnten Auswirkungen auf die regionale bzw. lokale Wertschöpfung 
beobachtet werden, d.h. konnten positive/negative Auswirkungen auf 
regionale und lokale Anbieter festgestellt werden? 
 
3.5 Weitere sachfremde Effekte 
Konnten bisher noch nicht besprochene „externe Effekte“ beobachtet werden? 
 
4 Fragegruppe: „Offene“ Fragen 
4.1 Hemmnisse allgemein 
Was empfanden Sie im bisherigen Prozess am hinderlichsten bzw. wodurch 
fühlten Sie sich am ehesten gehemmt? 
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4.2 Chancen und Unterstützung 
Was empfanden Sie bisher im gesamten Prozess am angenehmsten bzw. wodurch 
wurde Ihnen am ehesten geholfen?  
o Durch wen oder was haben Sie am meisten Unterstützung erfahren? 
o In welchen Bereichen konnten oder können Ihrer Meinung nach die größten 
Chancen zu positiven Veränderungen ergriffen werden? 
 
4.3 Zukunftsfahrplan 
Gibt es einen irgendwie gearteten Zukunftsfahrplan?  
o Wie soll es weitergehen?  
o Gibt es konkrete oder mittel- und langfristige Folgeplanungen? 
 
4.4 Zukünftige Rahmenbedingungen 
Welche zukünftige Entwicklung erachten Sie als notwendig und/oder 
wünschenswert (z.B.: organisatorisch und rechtlich, gesellschaftsbezogen, 
politisch…)?   
o Welche Chancen und Risiken sehen Sie für die Zukunft? 
o Erwarten Sie einen Schub im nachhaltigen öffentlichen Beschaffungs-
management? 
 
4.5 Weitere Aspekte 
Welche bisher noch nicht angesprochenen Bereiche oder Themen sind Ihrer 
Meinung nach noch von Bedeutung? Was ist aus Ihrer Sicht besonders interessant 
und wichtig? Welche Aspekte der nachhaltigen Beschaffung halten Sie noch für 
untersuchenswert? 
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Steckbrief der Universitätsstadt Tübingen 
Einwohnerzahl/Gemeindegröße: 
- ca. 88.000/10.812 ha 
Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter: 
- 1.149 mit Eigenbetrieben, Klärwerk und Stadtbaubetrieben, ohne sonstige 
Beteiligungen, davon 650 Kitamitarbeiter/innen in 43 Kitas 
Gesprächspartner: 
- Herr Kern,  
- Sachbearbeiter Stabsstelle Umwelt- und Klimaschutz 
- beratende Funktion im Beschaffungsbereich 
- seit 1989 in der Stadtverwaltung 
- Ausbildung zum Diplom-Geograph 
 
Steckbrief der Stadt Konstanz  
Einwohnerzahl/Gemeindegröße: 
- 82.805/5.411ha 
Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter: 
- Kernverwaltung ca. 700 Vollzeitäquivalente, insgesamt ca. 900 
Mitarbeiter 
Gesprächspartner: 
- Herr Spindler,  
- Leitung der internen Dienste mit 25 Mitarbeitern 
- u.a. verantwortlich für das Beschaffungswesen (außer im Bereich der 
VOB)  
- Einstellung 1986 
- übernahm 1989 den Bereich Einkauf und begann den Bereich der Logistik 
in der Stadtverwaltung aufzubauen 
- war vorher leitender kaufmännischer Angestellter in der freien Wirtschaft 
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Steckbrief der Stadt Ravensburg 
Einwohnerzahl/Gemeindegröße: 
- ca. 49.340/92ha 
Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter: 
- Kernverwaltung (keine städtischen Kindergärten) ca. 400 Mitarbeiter  
Gesprächspartner: 
- Herr Wollensak, 
- stellvertretender Hauptamtsleiter sowie Abteilungsleiter Organisation, 
Informationstechnologie und Feuerwehrverwaltung 
- seit ca. 30 Jahren bei der Stadtverwaltung 
- Ausbildung zum Diplom-Verwaltungswirt 
 
Steckbrief der Stadt Rheinstetten 
Einwohnerzahl/Gemeindegröße: 
- 20.615 EW/3.229ha ,  
Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter:  
- ca. 85 in der Kernverwaltung 
Gesprächspartner: 
- Herr Reuter 
- Umweltschutzkoordinator seit 2001,  
- ist dem Hauptamt unterstellt 
- u.a. Betreuung der lokalen Agenda, der Realität näher kommende 
Bezeichnung wäre Sachgebiet Naturschutz und Agenda 
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Steckbrief der Gemeinde Möglingen  
Einwohnerzahl/Gemeindegröße: 
- ca. 10.500/ca. 1.000 ha  
Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter: 
- Kernverwaltung im Rathaus 30, insgesamt 102 (inkl. Bauhof, Schulen, 
Kindergärten, Hausmeister  usw.) 
Gesprächspartner: 
- Herr Klumpp 
- seit 1992 auf seinem Dienstposten Stabsstelle Umweltbeauftragter 
- Ausbildung zum Diplom-Biologe  
- Anfang der 90er Jahre Zusatzausbildung als Umweltbeauftragter für 
Verwaltungen bei IHK,  
 
Steckbrief der Gemeinde Weissach im Tal  
Einwohnerzahl/Gemeindegröße: 
- 7.130/1.413 ha 
Anzahl der Verwaltungsmitarbeiter: 
- insgesamt ca. 65, Kernverwaltung 25 
Gesprächspartner: 
- Herr Scharer 
- seit 1991 Leiter Ordnungsamt, Stabsstelle Umweltbeauftragter 
- dabei auch verantwortlich für den Öko-Trupp des Bauhofes, zuständig u.a. 
für die Informationstechnologie 
- Ausbildung zum gehoben Dienst Innenverwaltung 
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